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1. Die Ausgangslage 
Nur knapp ein Jahrzehnt nach der beginnenden Etablierung der verhaltens-
theoretisch-empirischen Politikwissenschaft in den Vereinigten Staaten ver-
faßte Robert A. DAHL einen Nachruf auf diese neue Richtung, in dem er 
deren Verschwinden als einer »eigenständigen, etwas sektiererischen Bewe-
gung« voraussagte. Dies sei allerdings nicht auf die Mißerfolge des Behavio-
ralismus, sondern gerade auf dessen Integration in die politikwissenschaft-
liche Lehre und Forschung zurückzuführen. Insofern sei die behavioralisti-
sche Schule zum Opfer ihres eigenen Triumphes geworden. I 
Tatsächlich drang die empirisch-verhaltens wissenschaftliche Forschung 
rasch in alle Teilgebiete der amerikanischen Politikwissenschaft vor, von 
der Wahlforschung bis zur Lehre von den internationalen Beziehungen. Im 
Zuge dieser Entwicklung bemühte man sich zunehmend darum, »traditio-
nelle Betrachtungsweisen mit den Resultaten und oft auch den Methoden 
der Verhaltensforschung zu verbinden«.2 Die Auswahl der Autoren und der 
Themen in dem 1983 von Ada W. FINIFTER vorgelegten Bericht über den 
Entwicklungsstand der amerikanischen Politikwissenschaft dokumentiert 
die Dominanz der empirisch-behavioralistischen Forschungsrichtung, und 
1 Vgl. DAHL. Robert A.: The Behavioral Approach in Political Science. Epitaph ror a Monu-
ment to a Successful Protest. in: EULAU, Heinz, Hrsg.: Behavioralism in Pot:tical 
Science. New York: Atherton Press, 1969, S. 68-92. 
2 MERKL. Peter H_: Wohin steuert die amerikanische politische Wissenschaft? ZfP 24, 
1977,2, S.163·194. S. 176; vg!. auch ders: _Behavioristische« Tendenzen in der amerika-
nischen Politikwissenschaft. PVS 6,1965,1, S.58-86; KIRKPATRICK, Evron M.: The Im-
pact of the Behavioral Approach on Traditional Political Science, in: RANNEY, Austin 
(Hrsg.), Essays on the Behavioral Study of Politics. 3. Aufl., Urbana, 111.: University of 11-
linois Press, 1964. S. 1-29, bes. S. 16ff. 
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auch auf der Rangliste der angesehensten Fachvertreter finden sich kaum 
Exponenten der traditionellen und der marxistischen Richtung. J 
Auf die Frage. in welchem Ausmaß sich die deutsche Politikwissenschaft 
den Fragestellungen. Theorien und Methoden der Verhaltensschule öffnete. 
erhält man je nach der wissenschaftstheoretischen Position des Betrachters 
unterschiedliche Antworten. Während Kritiker der empirischen Politikwis-
senschaft einen »massenhaften Theorieimport aus den Vereinigten Staaten« 
feststellen4 und »eine Dominanz vorwiegend behavioristisch-deskriptiver 
Theorieansätze ... bzw. normativ-integrationistischer Theorieansätze« se-
hen.~ beklagte KAASE. »der außerordentliche Schub zugunsten einer kri-
tisch-spekulativ orientierten Politikwissenschaft ab Mitte der sechziger 
Jahre [habe. OWG] die meisten Nachwuchswissenschaftler der empirisch-. 
systematischen Forschung entfremdet«.6 Nach den Ausführungen in dem 
1986 publizierten Bericht über die Politikwissenschaft in der Bundesrepu-
blik befinden sich die empirische. die traditionelle und die marxistische 
Richtung in einer annähernd gleich starken Position.' Anders als in den 
USA dominiert der empirisch-verhaltenswissenschaftliche Ansatz lediglich 
in der Wahlforschung. auf den übrigen Lehr- und Forschungsgebieten ver-
tritt nur eine Minderheit unter den deutschen Politikwissenschaftlern diese 
Richtung.' 
Der für die Bundesrepublik charakteristische Pluralismus von Theorien 
und Methoden muß die Entwicklung unseres Faches nicht unbedingt nega-
tiv beeinflussen. Eine skeptische Haltung gegenüber einer neuen For-
schungsrichtung kann durchaus angebracht sein. wenn sie aus einer sorgfäl-
tigen Auseinandersetzung mit deren Leistungsmöglichkeiten und -grenzen 
resultiert. Wie wenig aber die Zurückhaltung gegenüber dem behavioralisti-
3 Vgl. L YNN. Naomi B.: Self Portrait: Politica1 Scientists, in: FINIFTER, Ada W., Hrsg.: 
Politica1 Science. The State ofthe Discipline. Washington, D.C.: The American Political 
Science Association, 1983, S. 95-123. 
4 FAUL, Erwin: Politikwissenschaft im westlichen Deutschland. PVS 20,1979,1. S. 71-103. 
S. 85. ähnlich auch: SCHÜTf-WETSCHKY und MÜLLER in diesem Band. 
5 MASSING, Otwin: Politikwissenschaft in Perspektive. Entwicklungspfade und Karriere-
chancen. PVS 21,1979. 2: 187·197, S. 191. 
6 KAASE, Max: Einführung, in: ders., Hrsg .• WahJsozio1ogie heute. Analysen aus Anlaß der 
Bundestagswahll976. Op1aden: Westdeutscher Verlag, PVS 2/3,1977: 141-144. S. 142. 
7 Vgl. hierzu die Beiträge von von BEYME. GÜNTIIER. HONOLKA und FALTER/GÖH-
LER in: BEYME, Klaus von, Hrsg.: Polillkwlssenschafl in der Bundesrepublik Deutsch-
land. Entwicklungsprobleme einer Disziplin. Opladen: Westdeutscher Verlag, 1987 (Son-
derheft 17/1986 derPVS). 
8 So auch FALTER, Jürgen W.: BehavioraJismus, in: NOHLEN, Dieter/SCHULTZE. Rai-
ner Olaf, Hrsg.: Politikwissenschaft. Theorien - Methoden - Begriffe. Pipers Wörterbuch 
zur Politik. Bd. 1. München: Piper Verlag. 1985, S. 73-78. bcs. S. 73. 
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sehen Programm auf eine eingehende Beschäftigung mit dieser Konzeption 
zurückgeht, zeigte eine bereits vor fast zwanzig Jahren vorgelegte, im Kern 
auch heute noch zutreffende Analyse der Behavioralismus-Rezeption in der 
bundes deutschen Politikwissenschaft, in der es heißt: »Zu ihrem Nachteil 
hat die deutsche Politikwissenschaft von moderner Wissenschaftslehre und 
analytischer Philosophie bisher kaum Notiz genommen ... Die verhaltens-
wissenschaftliche Richtung der Politikwissenschaft . .. list, OWG) in 
Deutschland anscheinend eher in der verzerrenden Kritik von Leo 
STRAUSS und seiner Schule und in der informationsreichen, allerdings ein 
wenig oberflächlichen Übersicht von Peter H. MERKL bekanntgewor-
den . .. als in ihren originären Beiträgen«.9 
Der folgende Beitrag versucht, einige Mißverständnisse in der Auseinan-
dersetzung mit der behavioralistischen Politikwissenschaft aufzuzeigen, die 
unser Fach faktisch gegen neue Fragestellungen und Methoden abschirmen 
und eine sinnvolle Erweiterung der bisher vorherrschenden Forschungsper-
spektiven erschweren. Das Programm der empirisch-behavioralistischen 
Schule wird nachfolgend in seinen Grundzügen vorgestellt, und es werden 
einige Einwände der traditionellen Politikwissenschaft gegen diese Rich-
tung diskutiert. Die Begriffe »empirisch-behavioralistisch« und »traditio-
nell« sind natürlich nicht unproblematisch. Innerhalb beider Richtungen 
gibt es durchaus unterschiedliche Positionen, und es ist auch fraglich, ob 
sich alle Politikwissenschaftler überhaupt einer der politikwissenschaftli-
chen »Schulen« zuordnen lassen. 10 Die sicherlich vereinfachende Gegen-
überstellung von traditioneller und empirisch-behavioralistischer Politik-
wissenschaft verfolgt den Zweck, die hier behandelten theoretischen Posi-
tionen möglichst genau voneinander abzugrenzen, weil die Verwischung 
von Unterschieden in den Zielen, Methoden und praktischen Leistungen 
die Diskussion über die Leistungsmöglichkeiten der konkurrierenden An-
sätze erschwert. Der Begriff ,.traditionelle Politikwissenschaft« steht für 
9 Vgl. SCHMITZ, Matthias: Politikwissenschaft zwischen Common·Sense und Scientismus, 
in: OBERNDÖRFER. Dieter, Hrsg.: Systemtheorie, Systemanalyse und Entwicklungslän' 
derforschung. Einführung und Kritik. Berlin: Duncker & Humblot. 1971. S. 11·6 I. S. 12, 
16. 
10 Ausfühtlichere Hinweise hierzu finden sich U.a. bei GABRlEL, Oscar W.: Methodologie 
der Politikwissenschaft, in: ders ., Hrsg.: Grundkurs Politische Theorie. Köln, Wien: Böh· 
lau, 1978, S. 3-60; ders .: Theorie, in: GÖRLITZ. Axel/PRÄTORIUS. Rainer, Hrsg.: 
Handbuch Politikwissenschaft. Grundlagen - Forschungsstand- Perspektiven. Reinbek bei 
Hamburg: Rowohlt, 1987, S. 561-567; Harro HONOLKA: Reputation, Desintegration, 
theoretische Umorientierungen. Zu einigen empirisch vernachlässigten Aspekten der Lage 
der Politikwissenschaft in der Bundesrepublik Deutschland, in: von BEYME, Politikwis-
senschaft. a.a.O., (Anm. 7), S. 41·61, bes. S. 46fT. 
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achtungseinheit dar. Seine Erklärung erfolgt mittels sozialstruktureller, psy-
chologischer und institutioneller Größen. Auf dem Verhaltens- oder Hand-
lungsbegriff basieren weitere theoretische Konstrukte, wie das der Rolle, 
des Systems, der Gruppe oder der Institution. Sie verbinden die Mikro- und 
die Makro-Ebene miteinander. Als Grundbegriff der Makro-Analyse fun-
giert der des politischen Systems. Er soll den bis dahin dominierenden, vor-
nehmlich auf die formal-institutionelle Dimension des politischen Zusam-
menlebens bezogenen Staats begriff ersetzen. Analog zur Erklärung des Ver-
haltens von Individuen läßt sich auch die Funktionsweise politischer Sy-
steme durch einen Rückgriff auf Umweltvariablen, insbesondere auf 
ökonomische, sozialstrukturelle und kulturelle Gegebenheiten erklären. ls 
Einige der vom Behavioralismus eingeführten theoretischen Konstrukte 
setzten sich auch außerhalb der empirischen Politikwissenschaft durch, vor 
allem der Begriff des politischen Systems. Allerdings bleibt ihre Verwen-
dung durch die traditionelle Politikwissenschaft vordergründig, weil nur die 
Begriffe, nicht aber die hinter ihnen stehenden theoretischen Annahmen 
übernommen wurden. Ein Musterbeispiel für die mit der Popularisierung 
behavioralistischer Konzepte verbundene Sinnentleerung stellt die wissen-
schaftliche Karriere des Begriffes »politische Kultur« dar. 
Das Ziel der empirisch-behavioralistischen Forschung besteht darin, eine 
allgemeine Theorie des politischen Verhaltens zu formulieren, mittels derer 
sich eine möglichst große Zahl empirischer Sachverhalte erklären läßt. Die 
Forderungen des Behavioralismus faßte David EASTON in einem Acht-
Punkte-Katalog zusammen, in dem man die im großen und ganzen akzep-
tierte Leitlinie dieser Forschungsrichtung sehen kann: 16 
(I) Es gibt empirisch beobachtbare Regelmäßigkeiten im politischen Ver-
halten, um deren Beschreibung und Erklärung sich die Politikwissenschaft 
bemüht. Aus erklärungskräftigen Theorien lassen sich Prognosen über zu-
künftiges Verhalten ableiten. 
(2) Die Gültigkeit politikwissenschaftlicher Theorien ist durch ihre Kon-
frontation mit Beobachtungsaussagen zu prüfen. 
15 Vgl. dazu vor allem: ALMOND, Gabriel A. : Comparative Politica1 Systems. Journal ofPa-
litics 18, 1956, I, S. 391-409: EASTON, David: A SyslemsAnalyslsofPolitical Life. New 
York u.a.: Wiley, 1965: EULAU, Heinz: The Behavioral Persuasion in Politics. New York: 
Random House, 1964, S.3fT; weitere Hinweise bei GABRIEL, Oscar W.: Systemtheorien, 
in: ders., Hrsg., Politische Theorie, a.a.O., (Anm. 10), S. 223-266: SIMON, Klaus: Zur 
Theorie politischen Verhaltens, ebda., S. 63-107. 
16 Vgl. EASTON, Behaviorism, a.a.O. (Anm. 13), S. 16f: FALTER. Behavioralismus, a.a.O., 
(Anm. 8) S.74ff; ders. Positivismusstreit, a.a.O .. (Anm. 11), S. 34f. 
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(3) Zum Zweck der Datenerhebung und Datenanalyse sind standardi-
sierte Methoden anzuwenden. deren Qualität nicht ein für allemal gesichert 
ist. sondern die einer ständigen Weiterentwicklung bedürfen. 
(4) Im Interesse einer möglichst großen Genauigkeit der politikwissen-
schaftlichen Aussagen ist die Erhebung quantitativer Daten anzustreben. 
Hierin liegt kein Selbstzweck. vielmehr ist die theoretische Relevanz der 
quantitativen Befunde zu beachten. 
(5) Ethische Bewertung und empirische Erklärung sind in der wissen-
schaftlichen Analyse auseinanderzuhalten. Der Wissenschaftler kann sich 
mit beiden Arten von Problemen beschäftigen. darf aber das eine nicht mit 
dem anderen verwechseln. 
(6) Wissenschaftliche Forschung muß Theorie und empirische Analyse sy-
stematisch miteinander verbinden. Atheoretische empirische Forschung ist 
häufig trivial. von empirischer Forschung nicht kontrollierte Theorien sind 
in der Regel nutzlos. 
(7) Die praktische Anwendung politikwissenschaftlicher Erkenntnisse 
setzt Grundlagenforschung voraus. Zur Lösung von Problemen der politi-
schen Praxis kann die Politikwissenschaft ausschließlich durch bewährte 
Theorien beitragen. 
(8) Das politische Verhalten von Individuen läßt sich nur aus dem Ge-
samtzusammenhang einer sozialen Handlungssituation heraus verstehen. 
Dies legt es für die Politikwissenschaft nahe. auf die Erkenntnisse solcher 
Nachbardisziplinen zurückzugreifen. die sich ebenfalls mit dem individuel-
len Verhalten beschäftigen. aber theoretisch und methodisch weiter fortge-
schritten sind (Interdisziplinarilät). 
Bislang stößt dieses inhaltliche und methodische Programm in der deut-
schen Politikwissenschaft überwiegend auf Ablehnung. Hierfür sind Vorbe-
halte hinsichtlich seiner Wünschbarkeit wie auch seiner Praktikabilität 
maßgeblich. die sich vornehmlich auf die folgenden vier Probleme bezie-
hen: die theoretische und praktische Relevanz der empirisch-politikwissen-
schaftlichen Forschung. das Ziel einer nomologischen Sozialwissenschaft. 
der Einsatz quantitativer Forschungsmethoden und das Wertfreiheitsprin-
zip. Wie ich nachfolgend zeigen werde. sind diese Einwände sachlich unbe-
gründet. Teils beruhen sie auf falschen Prämissen. teils vermischen sie for-
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schungspraktische und methodologische Probleme miteinander und teils 
stellen sie Schwierigkeiten, die für jede Form wissenschaftlichen Arbeitens 
typisch sind, als spezifische Probleme der empirischen Politikwissenschaft 
dar. 
3. Die Kritik am Ziel einer nomologiscben Sozialwissenschaft 
Nach ALBERT verfolgt die erfahrungswissenschaftliche Theoriebildung 
das Ziel, »mit Hilfe erklärender Theorien zu Erkenntnissen über die struk-
turelle Beschaffenheit der Realität, zum Beispiel auch der sozialen Wirk-
lichkeit zu gelangen«.17 Als erklärt gilt ein Sachverhalt dann, wenn der ihn 
beschreibende Explanandum-Satz logisch aus einer allgemeinen Theorie 
oder nomologischen Hypothese und aus den für die Theorie relevanten 
Randbedingungen abgeleitet werden kann. Induktive Theorien fordern 
keine logische Ableitbarkeitsbeziehung, sondern ein Verhältnis induktiver 
Stützung zwischen den fraglichen Sätzen. 18 
Grundsätzlich räumen auch Vertreter der traditionellen Politikwissenschaft 
die Möglichkeit einer kausalwissenschaftlichen Theoriebildung ein, sie be-
streiten aber deren Anwendbarkeit in der Politikwissenschafl. OBERN-
DÖRFER etwa verweist auf den »nur postulativen Charakter einer syste-
matischen Wissenschaft der Gesetze des Politisch-Sozialen« und bezweifelt 
die Möglichkeit, »ein System von Gesetzen [zu finden, OWG), das eine 
Quantifizierung und exakte Berechnung der politisch-sozialen Dynamik er-
lauben würde«. 19 Das kausalwissenschaftliche Programm sieht er erst dann 
als realisiert an, wenn aus einem obersten Grundgesetz alle Einzelgesetze 
abgeleitet sind. Damit setzt er die kausalwissenschaftliche Theorie mit ei-
nem spezifischen Typus erfahrungs wissenschaftlicher Theoriebildung 
17 ALBERT. Hans: Theorien in den Sozialwissenschaften. in: ders .• Hrsg .• Theorie und Rea-
lität. a.a.O .• (Anrn.13). S. 3-25. S. 7; vgl. ähnlich POPPER. Zielsetzung, a.a.O., (Anm. 
13). 
18 Vgl. ausffihrlich hierzu HEMPEL. Carl G.: Wissenschaftliche und historische Erklärun-
gen. ebda .• S. 238-261; GABRIEL, Methodologie, a.a.O., (Anm. 10), bes. S. 18ffmit aus-
ffihrlichen Literaturhinweisen. 
19 OBERNDÖRFER, Dieter: Politik als praktische Wissenschaft, in: SCHNEIDER, Hein-
rich, Hrsg.: Aufgabe und Selbstverständnis der Politischen Wissenschaft. Darmstadt: Wis-
senschaftliche Buchgesellschaft, 1967. S.133-190, S. 157. Hervorhebung im Original. 
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gleich, nämlich der deduktiv-axiomatischen Theorie, deren Aussagen zu-
dem ausschließlich metrische Variablen enthalten.2o 
OBERNDÖRFERs Kritik ist berechtigt, soweit sie sich auf den aktuellen 
Stand der empirisch-politikwissenschaftlichen Theoriebildung bezieht. 
Über die Frage, ob dieser Zustand künftig fortdauern wird, kann man nur 
spekulieren. Allerdings ergibt sich aus dem Umstand, daß das Ziel einer 
axiomatisch-deduktiven Theorie politischen Verhaltens noch nicht erreicht 
wurde, keineswegs die Konsequenz, das Bemühen um seine Realisierung 
einzustellen. Im »voraxiomatischen« Stadium ist es für eine empirische 
Wissenschaft angebracht, das Prinzip der deduktiv-nomologischen oder der 
induktiv-statistischen Theoriebildung zunächst in begrenzten Objektberei-
chen anzuwenden und die auf diese Weise gewonnenen Erkenntnisse 
schrittweise zu immer allgemeineren Theorien zu verknüpfen: »An empiri-
cal discipline is buHt by the slow, modest, and peacemeal accumulation of 
relevant theories and data.«21 Auf diese Weise vollzog sich der Erkenntnis-
fortschritt in den Naturwissenschaften, in der Wirtschaftswissenschaft und 
vermutlich auch in der traditionellen Politikwissenschaft, die bekanntlich 
eine geraume Zeit benötigte, um ihren heutigen Erkenntnisstand zu errei-
chen. Ob sie ihr Ziel, der politischen Praxis mit wissenschaftlichem Wahr-
heitsanspruch ausgestattete Empfehlungen über die richtige Form des poli~ 
tischen Zusammenlebens der Menschen zu unterbreiten, jemals erreichen 
wird, erscheint durchaus fraglich. Dennoch würden ihre Verfechter wohl 
kaum die Empfehlung akzeptieren, ihre Arbeit mangels Erfolgsaussichten 
einzustellen. Da jede Wissenschaft ihre Erkenntnisse schrittweise gewinnt, 
befindet sich die empirische Politikwissenschaft hinsichtlich der Diskre-
panz von Anspruch und tatsächlicher Leistung in keiner besonderen Situa-
tion. Auf der anderen Seite deutet die zunehmende Verwendung utilitaristi-
scher Verhaltenstheorien auf zahlreichen Gebieten der sozialwissenschaftli-
chen Forschung darauf hin, daß erste erfolgreiche Schritte in Richtung auf 
eine Axiomatisierung der Sozialwissenschaften unternommen wurden. 
Abgesehen von der berechtigten Kritik am aktuellen Erkenntnisstand der 
empirischen Politikwissenschaft, die allerdings um eine kritische Lei-
stungsbHanz der traditionellen Richtung zu ergänzen wäre, lassen sich zwei 
20 Vgl. hierzu ausführlich: POPPER. Karl R.: Logik der Forschung. vierte. verbesserte Auf-
lage. Tübingen: Mohr und Siebeck. 1971. S. 41fT. 
21 EULAU. Persuasion. a.a.O .• (Anm. 16). S. 9; sowie ausführlich ALBERT. Hans: Theorie 
und Prognose in den Sozialwissenschaften. in: TOPITSCH. Ernst. Hrsg.: Logik der Sozial-
wissenschaften. 10. veränderte Auflage. Königstein. Taunus: Athenäum. 1980. S. 126-
143. bes. S. 128f; POPPER. Karl R.: Objektive Erkenntnis. Ein evolutionärer Entwurf. 
Hamburg: HofTman und Campe. 1984. S.8IfT. S. 283fT. 
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Einwände gegen das Ziel der kausalen Erklärung politischer Sachverhalte 
ausmachen: 
(I) Dem ersten Einwand zufolge ist das soziale Zusammenleben der 
Menschen im Gegensatz zu Naturprozessen nicht kausal determiniert. Als 
freies und vernunftbegabtes Wesen entscheide der Mensch über die Ziele 
und Zwecke seines Lebens, und an diesen Zielen orientiere er sein Han-
deln. Aus diesem Grunde müsse die Wissenschaft vom menschlichen Han-
deln teleologisch sein. ein kausalwissenschaftlicher Ansatz gehe grundsätz-
lich fehl: ,.Die Ablösung einer zielorientierten (teleologischen) durch eine 
ausschließlich an den Wirkursachen ausgerichtete Wissenschaft hat mit 
Notwendigkeit dahin geführt. daß für die Politik kein eigener Gegenstand 
übrig blieb. Politik kann nun nicht mehr verstanden werden als vernunftge-
lenkte Ordnung menschlichen Zusammenlebens. sondern sie ist eine Folge. 
Funktion. Reflex irgendwelcher als solcher unpolitischer Kausalitäten. So 
führt man Staat und Politik zurück auf das Volk. auf die ökonomischen Ver-
hältnisse. auf einen psychologischen Machttrieb. auf das Eigentum. auf den 
Raum«.22 
(2) Nach dem zweiten Einwand spiegeln politische und soziale Ereignisse 
immer einmalige. in ihrer spezifischen Ausprägung unwiederholbare Bedin-
gungskonstellationen wider. Sie seien in ihrer Einzigartigkeit nur mittels 
ideographischer Methoden erfaßbar und entzögen sich der kausalwissen-
schaftlichen Analyse. Zumindest könne das kausalwissenschaftliche Pro-
gramm die Komplexität konkreter historischer Situationen nicht angemes-
sen erfassen.2J 
Zu prüfen ist demnach. inwieweit die strukturelle Beschaffenheit der politi-
schen Wirklichkeit der Anwendung der Methode der kausalen Erklärung 
entgegensteht und ob sich der Objektbereich der Sozialwissenschaften in 
dieser Hinsicht grundlegend von dem der Naturwissenschaften unterschei-
det. in der als Kausalbeziehungen verstandene Naturgesetze auftreten. 
Zunächst einmal besteht das kausal wissenschaftliche Programm aus-
schließlich in der Anwendung der Methode der kausalen Erklärung im Ob-
22 HENNIS. Wilhelm: Bemerkungen zur wissenschaftsgeschichtlichen Situation der politi· 
schen Wissenschaften. in: SCHNEIDER. a.a.O .• (Anm. 19). S. 120·132. bes. S. 127f: vgl. 
auch ders.: Die teleologische Orientierung der politischen Wissenschaft. in: ders.: Politik 
und praktische Philosophie. Eine Studie zur Rekonstruktion der Wissenschaft. 2. Aufl .• 
Neuwied. Berlin: Luchterhand. 1968. S. 56·80. 
23 Vgl OBERNDÖRFER. a.a.O .• (Anm. 19). S. 159. 
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jektbereich der Politik. Aus mindestens zwei Explanandum-Sätzen wird lo-
gisch mindestens ein Explanans-Satz abgeleitet. Zusätzlich ist empirisch zu 
prüfen, ob die von der Theorie postulierten Randbedingungen und Expla-
nandum-Ereignisse tatsächlich auftreten. Von kausalen Abhängigkeitsbe-
ziehungen zwischen zwei Variablen, dem Explanans-Ereignis x (z.B. Wirt-
schaftslage) und dem Explanandum-Ereignis y (z.B. Regierungspopulari-
tät) sprechen wir unter drei Bedingungen: 
( 1) Eine Veränderung von x bringt eine Veränderung von y mit sich, 
(2) die Veränderung der abhängigen Variablen y erfolgt zeitlich nach 
der der unabhängigen Variablen x, 
(3) die Beziehung zwischen den beobachteten Sachverhalten geht 
nicht ausschließlich auf den Einfluß von Drittvariablen z zurück, aller-
dings kann z die Beziehung zwischen x und y beeinflussen.24 
Bei der Anwendung auf politische Sachverhalte setzt dieses Verfahren vor-
aus, daß das erklärende Ereignis, z.B. die Verschlechterung der Wirt-
schafts lage, regelmäßig oder überzufällig das zu erklärende Ereignis, den 
Rückgang der Regierungspopularität, hervorruft. Darüber hinaus darf die 
Beziehung zwischen diesen beiden Variablen nicht verschwinden, wenn 
eine Drittvariable eingeführt wird. 
Nach Auffassung traditioneller Politikwissenschaftler liegen die Vorausset-
zungen für die Anwendung dieses methodischen Prinzips nur in den Natur-
wissenschaften, aber nicht in der Politikwissenschaft vor; denn nur in den 
Naturwissenschaften seien kausal analysierbare Naturgesetze zu erwarten. 
Diese Annahme basiert allerdings auf einer ziemlich undifferenzierten 
Sichtweise der Naturwissenschaften. Die von der Methode der kausalen Er-
klärung angeblich vorausgesetzten deterministischen Kausalzusammen-
hänge treten vermutlich allenfalls in einer speziellen Naturwissenschaft, der 
Physik, auf. Andere Naturwissenschaften wie die Biologie, die Metereologie 
oder die Medizin beschäftigen sich ähnlich wie die Sozialwissenschaften 
mit umweltoffenen dynamischen Systemen. Die unterstellte strikte Tren-
nung von Natur- und Sozialwissenschaften läßt sich schon deshalb nicht 
halten, weil sich die Gegenstandsbereiche dieser Fächergruppen teilweise 
überschneiden. Die Psychologie und Medizin beispielsweise untersuchen 
denselben Gegenstandsbereich unter jeweils besonderen Fragestellungen 
24 Vgl. ASHER, Herbert F.: Causal Modelling, Second Edition. Beverly Hills u.a. : Sage, 
1983. bes. S. litT; DA VIS, James A.: The Logic ofCausai Order. Beverly Hills u.a.: Sage, 
1985, S. 9ff. 
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und mit Hilfe besonderer Methoden. Mit den IIBio-Politics«25 etablierte sich 
sogar innerhalb der Politikwissenschaft ein Grenzbereich zu einer Natur-
wissenschaft, der Biologie. 
Zwischen den Elementen offener, dynamischer Systeme bestehen keine 
deterministischen, sondern probabilistische Beziehungen, wie sie auch die 
empirische Politikwissenschaft überwiegend voraussetzt. Die Verwendung 
probabilistischer Hypothesen macht eine differenziertere Auseinanderset-
zung mit dem Kausalitätsprinzip in der Sozialwissenschaft notwendig, als 
sie HENNIS und andere Kritiker der empirischen Politikwissenschaft be-
treiben. Darüber hinaus beruhen die Einwände gegen die kausalwissen-
schaftliche Theoriebildung auf einem weiteren Mißverständnis über die Be-
schaffenheit kausaler Zusammenhänge, nämlich der Vorstellung, eine be-
stimmte Wirkung könne immer nur auf eine bestimmte Ursache zurückge-
hen. Dies stellt in den Sozialwissenschaften jedoch eine gänzlich atypische 
Grenzsituation dar. Sowohl in der Theorie wie in der empirischen For-
schungspraxis nimmt man mehrere verursachende Faktoren des politischen 
Verhaltens bzw. des Funktionierens politischer Systeme an. Zudem unter-
stellt man, daß eine bestimmte Ursache mehrere Effekte haben kann. 
Die Kritik, die Methode der kausalen Erklärung impliziere notwendiger-
weise das Verschwinden der Politik als eines eigengesetzlichen, von 
menschlichen Entscheidungen bestimmten Lebensbereiches, basiert auf ei-
ner inhaltlich stark verengten Vorstellung von Abhängigkeitsbeziehungen 
zwischen politischen und »außerpolitischenc Sachverhalten. Sie interpre-
tiert das Verhalten politischer Akteure ausnahmslos als notwendige Folge 
außerpolitischer, z.B. ökonomischer Gegebenheiten, die ihrerseits durch 
politische Entscheidungen nicht beeinflußbar seien. Nur unter diesen Be-
dingungen wäre der freie menschliche Wille als Gestaltungsfaktor des poli-
tischen Zusammenlebens außer Kraft gesetzt. Derartig restriktive Annah-
men ergeben sich weder aus der Logik kausaler Erklärung, noch wurden sie 
von irgendeinem Verfechter der empirischen Politikwissenschaft aufge-
stellt. David EASTON, einer der einflußreichsten Behavioralisten, be-
schreibt das Verhältnis zwischen dem politischen System und seinen Um-
welten als wechselseitige Austauschbeziehung, in der das politische System 
Einflüssen aus seiner Umwelt unterliegt, durch politische Entscheidungen 
aber auch auf diese einwirkt und sie verändert.26 Ob man einen politischen 
Sachverhalt als abhängige oder als unabhängige Variable betrachtet, ergibt 
sich nicht aus der kausalwissenschaftlichen Verfahrenslogik, sondern aus 
25 Vgl. die Beiträge in der International PoIitical Science Review 3 (1982), I. 
26 Vgl EASTON. Systems Analysis, a.a.O., (Anm. 16). 
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den Besonderheiten des jeweiligen Forschungsproblems. Die behaviorali-
stische Forschung interessiert sich gleichermaßen für den Einfluß politi-
scher Entscheidungen auf gesellschaftliche Abläufe wie für die Bedeutung 
gesellschaftlicher Faktoren für das politische Verhalten. 
Ebenso unhaltbar ist HENNIS' Einwand, die empirische Kausalwissen-
schaft könne Politik nicht als vernunftgeleitete menschliche Ordnung be-
greifen. Zwar läßt sich das von ihm beschriebene Problem nicht ohne weite-
res mit den Mitteln der empirischen Forschung bearbeiten, jedoch liegt dies 
eher an der Ungenauigkeit seiner Fragestellung als an der Unzulänglichkeit 
der kausalwissenschaftlichen Methode. So formulierte beispielsweise 
DOWNS in seiner Ökonomischen Theorie der Politik zahlreiche theoretisch 
relevante Fragen über die Auswirkungen eines rationalen Wählerverhaltens 
auf die Allokationsentscheidungen einer rational handelnden Regierung, 
über die Erschwernisse rationaler Wahlentscheide und »guten« Regierens 
unter den Bedingungen der Ungewißheit USW. 27 Seine Annahmen dienten 
als Anhaltspunkt für zahlreiche empirische Untersuchungen. Einige wich-
tige Beiträge zur empirischen Demokratietheorie griffen die Frage nach der 
Bedeutung der politischen Überzeugungen der Bürger für die Funktionsfä-
higkeit demokratischer Herrschaftssysteme auf.28 Schließlich entwickelte 
sich mit der Entscheidungsprozeß-Analyse ein Forschungszweig, der sich 
ausdrücklich mit von HENNIS beschriebenen Problemfeld befaßt.29 Zu den 
unverzichtbaren Grundbegriffen der Systemtheorie gehört der Begriff der 
Ordnung. Auch sie behandelt die Persönlichkeit von Akteuren als einen Be-
stimmungsfaktor der Struktur und der Funktionsweise politischer Syste-
me.30 EULAU räumt dem Problem des intentionalen menschlichen Han-
delns eine große Bedeutung in der empirischen Politikwissenschaft ein: 
»Tbe meanings that political actors, consciously or unconsciously, attribute 
to their own behavior are of interest to the political scientist because they 
provide a partial explanation ofthe motives for that behavior.«31 
Interessanterweise verwenden auch Verfechter der traditionellen Politik-
und Sozialwissenschaft implizite kausalwissenschaftIiche Annahmen. So 
27 Vgl. DOWNS, Anthony: An Economic Tbeory ofDemocracy. New York. Harper and Row. 
1957. 
28 ALMOND, Gabriel A.(VERBA, Sidney: Tbe Civic Culture. Political Attitudes and De-
mocracy in Five Nations. Paperback. Boston: Little. Brown. and Company 1965; LIPSET. 
Seymour Martin: Political Man. Tbe Social Bases of Politics. Garden City: Doubleday. 
1959. Neuaufl. : Baltimore: lohn Hopkins University Press. 1981. 
29 Vgl. den Überblick bei SCHWARZ. Georg P: Entscheidungstheorien. in: GABRIEL. 
a.a.O .• (Anm. 10). S. 327-376. 
30 Vgl. den Überblick bei GABRIEL. Systemtheorien. a.a.O .. (Anm. 10). S. 231ff. 
31 EULAU. Persuasion. a.a.O .• (Anm. 15). S. 6. sowie S. 621T.S. 901T. 
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beschreibt HENNIS das Verschwinden des Gegenstandsbereichs der Poli-
tik als notwendige Folge der Anwendung des Kausalitätsprinzips in unse-
rem Fach.32 Zahlreiche Belege für die implizite Verwendung kausalwissen-
schaftlicher Annahmen liefert TENBRUCKs Generalabrechnung mit der 
empirischen Sozialwissenschaft. Seine Aussage über die Auflösung »alter 
Ordnungen« infolge wirtschaftlicher. politischer und kultureller Entwick-
lungen ist eine zwar eine ungenaue und schwer prüfbare Hypothese. Ihrer 
logischen Struktur nach ist sie jedoch eindeutig als nomologisch zu klassifi-
zieren. Noch deutlicher zeigen sich Elemente eines kausalen Erklärungsan-
satzes in seiner Kritik an den gesellschaftlichen Auswirkungen der Aus-
breitung der empirischen Sozialwissenschaften. Sie stellen ein Gemisch von 
Bewertungen und ungeprüften. aber zumindest partiell prüfbaren empiri-
schen Aussagen über Ursache-Wirkungs-Zusammenhänge dar. wie etwa die 
folgende Behauptung: »Jede Gesellschaft verwandelt sich. wenn sich das 
soziale Wissen nach seiner Art und Verteilung ändert. Neue rechtliche. kul-
turelle. soziale oder räumliche Formen des Zusammenlebens verändern das 
Wissen voneinander: neue Medien der Verbreitung. Mitteilung oder Erhe-
bung sozialen Wissens veranlassen die Menschen. anders zu handeln«J3. 
TENBRUCKs kulturkritisch motivierte Auseinandersetzung mit den gesell-
schaftlichen Auswirkungen des Siegeszuges der empirischen Sozialwissen-
schaften wird unbeabsichtigt zu einer Demonstration der Praktikabilität ih-
rer methodologischen Ziele: Er greift zur Lösung seines Erklärungspro-
blems auf das kritisierte Prinzip der nomologischen Theoriebildung zurück. 
ohne seine Annahme allerdings empirisch zu prüfen. 
Die Verwendung kausaler Erklärungsstrategien in der Politikwissenschaft 
ist weder mit der Ausblendung bestimmter Wirklichkeitsausschnitte aus 
dem Objektbereich unseres Faches verbunden. noch erzwingt sie be-
stimmte. insbesondere monokausale. Annahmen über die Beziehung zwi-
schen der Politik und ihrer gesellschaftlichen Umwelt. Die Ablehnung des 
kausalwissenschaftlichen Programmes läßt sich nicht überzeugend aus 
strukturellen Unterschieden in der Beschaffenheit von Natur und Gesell-
schaft begründen. Wenn man das Werturteilsproblem zunächst einmal au-
ßer Acht läßt und sich auf die Analyse kognitiver Aussagen beschränkt. 
gibt es keinen unüberwindbaren strukturellen Gegensatz zwischen kausalen 
und finalen Aussagen. Die Beschreibung von Ursache-Wirkungs-Zusam-
32 Vgl. HENNIS. Politische Wissenschaft. a.a.O .. (Anm. 22), S. 121f. 
33 Vgl. TENBRUCK, Friedrich H.: Die unbewältigten Sozialwissenschaften oder die Ab-
schaffung des Menschen. Graz, Wien, Köln: Verlag Styria, 1984, S. 21lf; sowie ebda., S. 
203ff. 
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menhängen ist in Ziel-Mittel-Relationen transformierbar. Die eigentliche 
Streitfrage zwischen Verfechtern der empirischen und der traditionellen Po-
litikwissenschaft ist nicht das Interesse an den Zielen menschlichen Zu-
sammenlebens oder ihre Ausklammerung, sondern die Art der Behandlung 
von Ziel- und Wertproblemen. Empirische Wissenschaftler betrachten Ziele 
als Handlungsmotive, die es nicht wissenschaftlich zu legitimieren, sondern 
empirisch zu analysieren gilt. Sie interessieren sich für die empirischen Be-
ziehungen zwischen Zielen und Handlungen. Vertreter der traditionellen 
Politikwissenschaft erheben demgegenüber den Anspruch, bestimmte poli-
tische Ziele wissenschaftlich zu begründen. Beides kann man als legitime 
wissenschaftliche Aufgabe ansehen, die sich aber nicht aus Besonderheiten 
des Objektbereiches, sondern aus einem spezifischen Forschungsinteresse 
ergibt. 
Die Zweifel an der Angemessenheit kausal wissenschaftlicher Methoden für 
die Analyse historischer Tatbestände stehen in der Tradition des Autono-
mieanspruchs der Geisteswissenschaften gegenüber den Naturwissenschaf-
ten. Er findet seinen Niederschlag im Dualismus ideographischer und no-
mothetischer Methoden. 34 Auf diesem Hintergrund wirft OBERNDÖRFER 
die Frage auf, »ob und inwieweit die Geschichtlichkeitdes Politisch-Sozialen 
die Forschung nach Gesetzen und Gesetzlichkeit zuläßt. Offensichtlich 
handelte es sich bei dem Bestreben, ein System von Gesetzen herauszuar-
beiten, um mehr als die Beschreibung einzelner isolierter Kausalzusammen-
hänge. Es geht um die Aufstellung eines Systems, das möglichst die voll-
ständige Erklärung und schließlich die exakte Prognose politisch-sozialer 
Prozesse erlaubt. Dieses Ziel wäre erreicht, wenn das Verfahren von der 
Hypothese, Vermutung oder Schätzung zu mathematisierten, berechenba-
ren Resultaten entwickelt und für die einzelnen Gesetze des Systems selbst 
der experimentellen Überprüfung unterworfen werden könnte. Mit gutem 
Grund kann man die Realisierbarkeit eines derartigen Programms der Be-
rechnung des politisch-sozialen Wandels bezweifeln. An seinem Ende 
stünde nicht mehr und nicht weniger als die Aufuebung der menschlichen 
Geschichtlichkeit«.35 
34 Vgl. z.B. die Hinweise bei MOMMSEN. Hans: Zum Verhältnis von politischer Wissen· 
schaft und Gescnichtswissenschaft in Deutschland, in: SCHNEIDER. a.a.O .. (Anm. 19), 
S. 283-329; SI MON-SCHÄFER. Roland: Der Autonomieanspruch der Geisteswissen-
schaften. in: SIMON-SCHÄFER. Roland Walter ZIMMERLI, Hrsg.: Wissenschaftsthe-
orie der Geisteswissenschaften. Konzeptionen. Vorschläge. Entwürfe. Hamburg: HolT-
mann und Campe. 1975. S. 12-20. 
35 OBERNDÖRFER. a.a.O., (Anm. 19). S. 158f(Hervorh. im Original). 
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Gegen die Beschreibung »isolierter Kausalzusammenhänge« scheint 
OBERNDÖRFER keine grundsätzlichen Einwände zu haben. Damit akzep-
tiert er offenkundig auch das Prinzip der Erklärung singulärer historischer 
Ereignisse durch allgemeine Theorien. Angeblich einmalige historische 
Sachverhalte, wie »geschichtsprägende Persönlichkeiten« oder die ,.Kraft 
von Ideen«, die OBERNDÖRFER der Möglichkeit einer nomologischen 
Sozialwissenschaft entgegenhält, kommen als Bestandteile nomologischer 
Theorien durchaus in Frage. Soziale oder politische Ideen lassen sich als 
Universalbegriffe in die Wenn- oder Dann-Komponente einer nomologi-
sehen Hypothese einbeziehen, der Einfluß einer bestimmten Person kann 
zu den Randbedingungen einer allgemeinen Theorie über den Einfluß von 
Persönlichkeitsfaktoren auf historische Situationen gehören. 
OBERNDÖRFERs Kritik an der Verwendung nomologischer Theorien in 
den Sozialwissenschaften vennischt mehrere Sachverhalte miteinander. In-
sofern kommt seinen Einwände eine unterschiedliche Relevanz für die 
Auseinandersetzung mit den empirischen Sozialwissenschaften zu. Wie 
OBERNDÖRFER kritisieren Verfechter der empirischen Wissenschafts-
lehre die Annahme universeller historischer Entwicklungsgesetze, wie sie 
etwa im historischen Materialismus vorkommen. Nach POPPER sind für 
verschiedene soziale Handlungsbereiche oder -situationen unterschiedliche 
Gesetzmäßigkeiten maßgeblich. In dieser Hinsicht unterscheidet sich die 
Situation der Sozialwissenschaften nicht von der der Naturwissenschaften, 
die ebenfalls nicht ein einziges Naturgesetz, sondern eine Vielzahl derarti-
ger Gesetze in einzelnen Sachbereichen unterstellen. Das Fehlen eines ein-
zigen politikwissenschaftlichen Axioms muß also kein Erkenntnisdefizit 
darstellen. Vielmehr entspricht es den tatsächlichen sozialen Gegebenhei-
ten insoweit, als Individuen und Gruppen in unterschiedlichen Kontexten 
handeln, die jeweils eigenen Gesetzmäßigkeiten unterliegen. Zudem gelten 
die aus empirischen Theorien ableitbaren Prognosen nicht unbedingt, son-
dern sie haben - wie die Naturgesetze - den Status bedingter Prognosen. 
Das Eintreten der von der Theorie geforderten Ereignisse ist an theoretisch 
genau festgelegte Randbedingungen gebunden. POPPERs Kritik am Histo-
rizismus schließt auch »Gesetze« in Fonn historischer Trendextrapolatio-
nen ein, denen er zu Recht die Eigenschaften empirischer Theorien ab-
spricht.36 Diese Kritik bezieht sich ihrem Sinngehalt nach auf die Prognose 
von Wahlergebnissen oder von Konjunkturdaten, deren Scheitern immer 
36 Vgl. POPPER, Karl R.: Das Elend des Historizismus. 3. Aufl . Tübingen: Mohr, Siebeck. 
1971, S. 29fT, 83fT. 
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wieder als Beleg für die unzulängliche Leistungsfähigkeit der empirischen 
Wissenschaften dargestellt wird. In bei den Fällen handelt es sich nicht um 
theoretisch fundierte Prognosen. sondern um Behauptungen über das Auf-
treten bestimmter Ereignisse. die bestenfalls den Charakter bedingter 
Wahrscheinlichkeitsaussagen haben und die keinerlei Schlußfolgerungen 
über die Brauchbarkeit nomologischer Theorien in den Sozialwissenschaf-
ten zulassen. Im Hinblick auf die hier behandelten Probleme deckt sich 
OBERNDÖRFERs Kritik an den empirischen Kausalwissenschaften mit 
POPPERs Historizismus-Kritik. Damit trifft sie aber die Wissenschafts-
lehre des kritischen Rationalismus nicht. Noch weniger kann sie gegen das 
Prinzip der induktiv-probabilistischen Theoriebildung vorgebracht werden. 
In weiteren Fällen erscheint mir die Kritik am nomologischen Theoriekon-
zept deshalb gegenstandslos zu sein. weil sie sich eher auf prinzipiell lös-
bare forschungspraktische Probleme als auf generelle methodologische 
Ziele richtet. Es handelt sich dabei um die durch die Komplexität gesell-
schaftlicher Sachverhalte erzwungene Erklärung einzelner Ereignisse durch 
mehrere Variablen oder Hypothesen und um die Verwendung abstrakter 
theoretischer Konstrukte in sozialwissenschaftlichen Aussagen. Die Erklä-
rung komplexer sozialer Sachverhalte durch mehrere Variablen oder logisch 
miteinander verknüpfte Hypothesen wirft in methodologischer Hinsicht 
keine anderen Probleme auf als die Erklärung einer abhängigen durch eine 
unabhängige Variable. Zwar verringert sich mit der Erweiterung der Wenn-
Komponente der Informationsgehalt einer Theorie. doch stellt sich die An-
wendung der Methode der kausalen Erklärung in muItivariaten Theorien 
nicht anders dar als in bivariaten Theorien. Bei der Verwendung mehrerer 
logisch miteinander verbundener universeller Einzelhypothesen zur Erklä-
rung eines komplexen sozialen Sachverhaltes tritt neben die Prüfung der 
empirischen Gültigkeit der einzelnen Hypothesen die Analyse der zwischen 
ihnen bestehenden logischen Beziehungen. Auch in forschungspraktischer 
Hinsicht wirft die Überprüfung muItivariater Theorien heute keine unlösba-
ren Probleme mehr auf. Die Komplexität politischer Situationen macht die 
Anwendung des Prinzips der kausalen Erklärung nicht unmöglich. zumal 
das Problem der Komplexität auch in den Naturwissenschaften auftritt. 
Schließlich mögen bei der Verwendung abstrakter theoretischer Konstrukte 
in nomologischen Hypothesen. Operationalisierungsprobleme auftreten. 
doch spricht auch dies nicht gegen die Verwendbarkeit nomologischer 
Theorien. 
Im übrigen verwenden auch die angeblich ideographischen Wissenschaften 
bei der Interpretation historischer Tatbestände mitunter implizite nomolo-
gisehe Hypothesen. Dies verdeutlicht die strukturelle Analogie zwischen 
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den nomologischen Erklärungen der empirischen Wissenschaften einerseits 
und den angeblich für die Geschichtswissenschaft angemesseneren geneti-
schen Erklärungen bzw. den Erklärungen durch rationale Beweggründe. 
HEMPEL liefert hierfür einige interessante Beispiele, etwa bei der Erklä-
rung der Genese des Ablaßhandels oder der Auswirkungen der amerikani-
schen Frontier auf die Verbreitung der Demokratie. Er demonstriert dies 
unter anderem an einer Arbeit von F.J. TURNER, deren nomologischen 
Kern er folgendermaßen rekonstruiert: .. Turner stellt bei der Erörterung der 
verschiedenen Konsequenzen der Geschichte der Westwanderung fest, daß 
>die wichtigste Wirkung der Grenze die Förderung der Demokratie hier und 
in Europa war(, und beginnt seine Behandlung des Themas mit der Bemer-
kung, >daß die Grenze den Individualismus fördert. . .. Die Tendenz ist 
anti-sozial. Sie ruft Widerwillen gegen Überwachung hervor und besonders 
gegenüber direkter Überwachung(: und das ist der Kern einer soziologi-
schen Verallgemeinerung.«H 
Eine grundsätzliche Unbrauchbarkeit der nomologischen Sozialwissen-
schaft für die Analyse spezifischer historischer Sachverhalte läßt sich nicht 
nachweisen. Die theoretischen Sozialwissenschaften können vielmehr dazu 
beitragen, historische, d.h. in Raum und Zeit eindeutig lokalisierte Ereig-
nisse mit Hilfe nomologischer Theorien zu erklären. Auf der anderen Seite 
sind diese Ereignisse notwendige Testfälle der Gültigkeit nomologischer 
Theorien, da sich diese in bestimmten historischen Situationen bewähren 
müssen. Obgleich das Ziel der theoretischen Sozialwissenschaft in der For-
mulierung und Prüfung allgemeiner Theorien besteht, impliziert dies eine 
genaue Beschreibung der Situationen, auf die sich die Theorien beziehen. 
TENBRUCKs Versuch, das deskriptive Wissen gegen eine nomologische 
Wissenschaft auszuspielen,38 geht schon deshalb an der Sache vorbei, weil 
jedes nomologische System aus mehreren deskriptiven Aussagen besteht. 
Die Reklamation besonderer Erkenntnisbereiche für die Geschichts- und 
die Sozialwissenschaft und die Behauptung unüberbrückbarer GegenSätze 
zwischen ideographischen und nomothetischen Methoden sind Resultate 
eines unproduktiven Methodenseparatismus. Verfechter dieser Auffassung 
verkennen die Komplementarität ideographischer und nomothetischer Me-
thoden bzw. der beschreibenden Geschichts- und der erklärenden Sozial-
37 VgJ. HEMPEL, a.8.0., (Anm. 19), S. 250 sowie S. 2471T. Der Erklärung durch rationale 
Beweggründe widmet POPPER in seinem Konzept der Situationslogik. besondere Auf-
merksamkeit. Er bezieht sie ausdrücklich in das Programm einer kritisch-rationalen So-
zialwissenschaft ein, vgl. POPPER, Historizismus, a.a.O., (Anm. 36), S. I 151T; ders. : Ob-
jektive Erkenntnis, a.a.O., (Anm. 21). S. 199f. 
38 Vgl. TENBRUCK. a.a.O., (Anm. 33), S. 205, S. 228. 
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wissenschaft. In jeder sozialen Handlungssituation finden sich situations-
spezifische, einmalige Merkmale, für deren Analyse sich ideographische 
Methoden eignen, aber auch strukturelle Gemeinsamkeiten mit anderen 
Handlungssituationen, die mittels nomologischer Methoden zu untersuchen 
sind. Aus der Geschichtlichkeit des politischen Zusammenlebens der Men-
schen lassen sich keine Argumente gegen die Anwendung nomologischer 
Methoden in der Politikwissenschaft ableiten. Vielmehr fordert die histori-
sche Relativität einzelner politischer Sachverhalte eine Verbindung von hi-
storisch-hermeneutischen und empirisch-nomologischen Verfahren gera-
dezu heraus. Führende Verhaltenstheoretiker setzen sich nachdrücklich für 
eine Verbindung von historischer Analyse und empirischer Forschung beim 
Studium politischer Wandlungsprozesse ein39 und liefern in ihren Arbeiten 
überzeugende Beispiele für den forschungs praktischen Ertrag einer derarti-
gen Verbindung.40 
4. Zur Kritik an der Angemessenheit empirischer Methoden 
Die Forderung, Regelmäßigkeiten im politischen Verhalten von Individuen 
und Kollektiven empirisch zu untersuchen, impliziert zugleich das Bemü-
hen um eine enge Verknüpfung von Theorie und empirischer Forschung; 
denn Aussagen über derartige Gesetzmäßigkeiten können nicht ausschließ-
lich aus Einzelbeobachtungen gewonnen werden, sondern sie beruhen stets 
auf mehr oder weniger expliziten theoretischen Annahmen.41 Jede politik-
wissenschaftliche Theorie hat sich demnach in der empirischen Analyse zu 
bewähren. Auf der anderen Seite fungieren Theorien als Bezugsrahmen für 
die Erhebung empirischer Daten. 
Kritikbedürftig erscheint für die traditionelle Politikwissenschaft weniger 
das allgemeine Prinzip der Erfahrungskontrolle als dessen ~Verabsolutie­
rung«, was immer das bedeuten mag. So setzt sich TENBRUCK beispiel-
weise für eine »Rehabilitation des deskriptiven Wissens« ein.42 OBERN-
39 Vgl. DAHL. Behavioral Approach. a.a.O .. (Arun. I), S. 87fT. 
40 Vgl. ders.: Polyarchy. Participation and Opposition. New Haven, London: Ya1e University 
Press, 1971; LIPSET, Seymour M./ROKKAN, Stein: C1eavage Structures, Party Systems 
and Voter Aligrunents. An Introduction. in: dies.:, Hrsg., Party Systems and Voter Align· 
ments. 2. Aufl. New York: Thc Press, 1969;S. 1-64. 
41 Vgl. u.a. POPPER, objektive Erkenntnis, a.a.O., (Arun. 21), S. 74fT. 
42 TENBRUCK, a.a.O., (Anm. 33), S. 228. 
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DÖRFER schätzt eine »nur« deskriptiv-analytische Wissenschaft zwar als 
unzulänglich ein, hält die Beschreibung politischer Wirklichkeit aber für ei-
nen wichtigen Bestandteil der politischen Analyse.43 Im Mittelpunkt der 
Kritik steht insofern die konkrete Verfahrensweise bei der Prüfung empiri-
scher Theorien und die Anwendung des Prinzips der Erfahrungskontrolle 
auf alle wissenschaftlichen Aussagen. Zwei Gesichtspunkte scheinen für 
die Empirismuskritik maßgeblich zu sein: 
( I ) Angeblich schränkt die rigorose Anwendung des Prinzips der Erfah-
rungskontrolle auf alle wissenschaftlichen Aussagen den Objektbereich der 
Forschung ein. Das für die Auswahl wissenschaftlicher Probleme maßgebli-
che Kriterium sei nicht mehr ihre theoretische oder praktische Relevanz, 
sondern ihre Bearbeitbarkeit mit standardisierten quantitativen Methoden. 
(2) Der Einsatz experimenteller und quasi-experimenteller Methoden sei 
im Objektbereich der Sozialwissenschaften nicht möglich, da er die Isola-
tion sozialer Tatbestände aus ihrem Kontext voraussetze. Durch die empiri-
sche Analyse werde der Gegenstand selbst verändert und eine künstliche 
Realität geschaffen. Darüber hinaus stellen einige Kritiker die Aufwands-
Ertrags-Relation der empirischen Wissenschaft in Frage. 
Durch seine Polemik gegen die empirische Sozialwissenschaft tat sich in 
jüngster Zeit vor allem TENBRUCK hervor. Er wirft den empirischen Wis-
senschaften vor, »die Perfektionierung der Methoden weitgehend zu einem 
Selbstzweck [gemacht zu haben, OWG], der die Sachfragen an den Rand 
schob. Die steigende Flut von Veröffentlichungen speiste sich aus einem 
wachsenden Anteil von Trivialitäten, die ihren banalen Inhalt hinter dem 
wichtigtuenden Pomp der Methoden verbargen ...• 44 Seiner Vorstellung 
nach sollte die Sozialwissenschaft statt dessen » • •• die Wirklichkeit, in die 
wir hineingestellt sind, in jenen besonderen Zügen ... erfassen, die uns in-
teressieren, weil sie uns etwas bedeuten«.4' SONTHEIMER kritisiert als 
Spezifikum der empirischen Politikwissenschaft die angebliche Unterord-
nung der Theorie unter die Methode und das Fehlen von Relevanzkriterien, 
ohne dies allerdings auch nur ansatzweise zu belegen.46 
43 Vgl. OBERNDÖRFER. a.a.O .• (Anm. 19), S. 151ff. 
44 Vgl. TENBRUCK. a.a.O .• (Anm. 33). S. 204; ähnlich schon vor 2S Jahren: SONTHEI· 
MER, Kurt: Erfordert das Atomzeitalter eine neue politische Wissenschaft? in: SCHNEI· 
DER. a.a.O .. (Anm. 19). S. 248-274. bes. S. 262ff. 
4S Vgl. TENBRUCK. a.a.O .• (Anm.33). S. 228. 
46 Vgl. SONTHEIMER. a.a.O .• (Anm. 44). S. 269ff. 
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Im Gegensatz zu den Behauptungen von TENBRUCK und SONTHEIMER 
sehen prominente Vertreter der empirischen Wissenschaftslehre keinen Ge-
gensatz zwischen der Theorieorientierung der Forschung und der Anwen-
dung empirischer Methoden. POPPER wendet sich ausdrücklich gegen die 
These, am Beginn jedes Forschungsprozesses stehe die Sammlung von Da-
ten oder die Beobachtung von Tatsachen. Er betont vielmehr den Primat der 
Theorie im ForschungsprozeßY Ob man die von der empirischen For-
schung behandelten Probleme als theoretisch relevant ansieht, hängt vor-
nehmlich von den zugrundegelegten Relevanzkriterien ab. Relevanz ist 
keine objektive Eigenschaft von Problemen, sondern sie ergibt sich aus dis-
kussionsbedürftigen Bewertungsstandards.48 Zu diesen Standards gehören 
für die empirische Wissenschaft die Originalität der Fragestellung und die 
Neuartigkeit oder auch die praktische Verwendbarkeit ihrer Ergebnisse.49 
Während die Relevanz oder Trivialität einer Fragestellung ausschließlich 
von bestimmten Forschungsinteressen abhängt, läßt sich die Relevanz von 
Forschungsergebnissen grundsätzlich erst nachträglich und von Fall zu Fall 
beurteilen. Die Frage, ob man in der Bundesrepublik das Verhältniswahl-
recht durch das Mehrheitswahlrecht ersetzen solle, war für eine ganze Ge-
neration von Wahlforschern von geradezu existentieller Bedeutung, in der 
heutigen Diskussion dagegen spielt dieses Problem kaum noch eine Rolle. 
Aus dem Gegenstand und vor allem aus der Methode der empirischen Poli-
tikwissenschaft ergibt sich kein Zwang zur Ausklammerung irgendwelcher 
Forschungsprobleme. Alle synthetischen Aussagen sind der Kontrolle 
durch Beobachtungsdaten zugänglich. Über ihre Relevanz läßt sich nur fall-
weise und in Abhängigkeit von klar definierten Relevanzkriterien entschei-
den. Unergiebig sind Erfahrungskontrollen lediglich bei der Analyse me-
taphysischer und analytischer Aussagen. Allerdings erhebt die empirische 
Wissenschaft auch nicht den Anspruch, zur Lösung derartiger Probleme 
beizutragen. Obgleich TENBRUCKs Kritik an der Trivialität zahlreicher 
Publikationen durchaus gerechtfertigt sein mag, hat dieser bedauerliche 
Tatbestand eher mit der unzulänglichen Professionalisierung der Sozialwis-
senschaften bzw. dem Verzicht auf die Anwendung irgendwelcher Metho-
den als mit den Einsatz empirischer Verfahren zu tun. 
47 POPPER. Karl R. : Die Logik der Sozialwissenschaften. in: ADORNO. Theodor W. u.a.: 
Der Positivismusstreit in der deutschen Soziologie. Taschenbuchausgabe. Neuwied. Ber· 
Hn: Luchterhand. 1972. S. 103·125. S. 104f. 
48 Vgl. auch SCHMITZ. a.a.O .. (Anm. 9). S. 29. so auch OBERNDÖRFER. a.a.O .. (Anm. 
19). S. 152f; Näheres zu diesem Problem aus der Sicht der empirischen PoHtikwissen-
schaft im Abschnitt 5. 
49 Vgl. POPPER. Sozialwissenschaften. a.a.O .. (Anm. 47). S. 105. 
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Im Gegensatz zu den meisten Verfechtern der traditionellen Politikwissen-
schaft, deren Ausführungen zum Relevanzproblem ziemlich vage bleiben, 
unternimmt FAUL den verdienstvollen Versuch, einige der .großen theore-
tischen Probleme«, mit denen es die Politikwissenschaft zu tun hat, konkret 
zu benennen: .Herrschaftsformen und Herrschaftsbeschränkung, Staats-
bürgertum, Demosherrschaft, Repräsentation, Staatsräson, Souveränität, 
Parteibildung«.5o Obgleich diese Themen so allgemein formuliert sind, daß 
man über die Leistungen und Grenzen der empirischen Politikwissenschaft 
bei ihrer Bearbeitung kaum allgemeine Aussagen machen kann, lassen sich 
zu jedem BegritTmehrere Beispiele für bedeutsame empirische Forschungs-
beiträge nennen. Das Entstehen und den Fortbestand demokratischer Herr-
schaftsstrukturen analysieren beispielsweise LIPSET im lIPolitical Man« 
und DAHL in .Polyarchy«. ALMOND/VERBA's .The Civic Culture« 
dürfte eine der wichtigsten Analysen des Staats bürgertums in westlichen 
Demokratien darstellen. Als Beispiel für die empirische Erforschung von 
Repräsentationsbeziehungen zwischen den politischen Führungsgruppen 
und der Bevölkerung seien MILLER/STOKES' oder VERBA/NIE's Arbei-
ten genannt. Einen der wichtigsten Beiträge zur Parteibildung lieferten LIP-
SET und ROKKAN mit ihrer Studie ,Party Systems and Voter Align-
ments«.51 Alle genannten Untersuchungen bemühten sich darum, die lIgro-
ßen theoretischen Probleme der Politikwissenschaft« mit empirischen Me-
thoden anzugehen. Sie lösten eine mehr oder weniger große Zahl von 
Folgeuntersuchungen aus, die belegen, daß es sich bei den genannten Bei-
spielen keineswegs um singuläre Forschungsaktivitäten handelt und daß die 
empirische Politikwissenschaft die von FAUL katalogisierten Themen 
durchaus bearbeitet, wenn auch unter bestimmten Gesichtspunkten. Im 
Hinblick auf die Plausibilität und die Genauigkeit der Beschreibung der 
Strukturmerkmale demokratischer Herrschaft, der Rolle des Staatsbürgers 
in der Demokratie usw. halten sie einen Vergleich mit Arbeiten traditionel-
ler PolitikwissenschaftIer ohne weiteres aus. Urteile über die angebliche Ir-
relevanz von Arbeiten aus dem .gegnerischen« Lager verabsolutieren den 
eigenen Standpunkt und vernachlässigen den Tatbestand, daß es den einzig 
angemessenen Zugang zur politischen Wirklichkeit nicht gibt. Als Alterna-
50 Vgl. FAUL. a.a.O .. S. 83 (Anm. 5); vgl. auch die entsprechenden Versuche von SCHÜTT-
WETSCHKY in diesem Band. 
51 Vgl. ALMOND/VERBA, a.a.O. , (Anm 28); LIPSET, a.a.O., (Anm. 28); LIPSET/ROK-
KAN, a.a.O .. (Anm. 40); MILLER, Wanen E./STOKES. Donald E.: Constituency In-
f1uence in Congress, in: CNUDDE, CharIes F./NEUBAUER, Deane E., Hrsg.: EmpiricaI 
Democratic Theory. Chicago: Markham, 1969, S. 388-407; VERBA, Sidney/NlE, Norman 
H.: Participation in America. Political Democracy and Social Equality. New York u.a.: 
Harper & Row, 1972, bes. S.265fT. 
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tive zur Dogmatisierung der eigenen Relevanzkriterien böte es sich an. die 
aus der Koexistenz unterschiedlicher theoretischer Ansätze resultierenden 
Chancen für eine kritische Diskussion inhaltlicher politikwissenschaftli-
cher Probleme zu nutzen. Empirisch arbeitende Wissenschaftler könnten 
bei der Auseinandersetzung mit dem Problem der Legitimitätskrise westli-
cher Demokratien von einer Aufarbeitung ideengeschichtlicher Traditionen 
profitieren. etwa im Hinblick auf die theoretische Fundierung und die empi-
rische Messung des Legitimitätskonzepts. Auf der anderen Seite wären tra-
ditionelle Politikwissenschaftler gut beraten. wenn sie die vorliegenden Er-
gebnisse empirischer Analysen zur Kenntnis nähmen. weil dies ihre Ana-
lyse der politische Wirklichkeit auf eine solidere Basis stellen könnte. 
Als den eigentlichen Sündenfall in der Entwicklung der modemen Sozial-
wissenschaften scheinen traditionell arbeitende Politikwissenschaftler und 
Soziologen die »Verabsolutierung~ quantitativer Methoden anzusehen. Sie 
lassen dabei offen. ob sich ihre Kritik auf die Erhebungstechniken. auf die 
Auswertungsmethoden oder auf bei des bezieht. Nach TENBRUCK kann 
die empirische Sozialforschung »nur gewisse Arten von >Daten< ermitteln; 
wer sie zum Fundament macht. schränkt die gesellschaftlichen Tatsachen 
und Probleme auf das ein. was sich mit diesen Daten fassen und rekon-
struieren läßt. Der Reduktionismus. der sowieso im Konzept der Soziologie 
liegt. erfährt dadurch eine nochmalige Verschärfung. Hinzu kommt. daß die 
Sozialforschung fast durchweg eine völlige Verfremdung betrieben hat. ein-
mal durch die unentwegte Verachtung des deskriptiven Wissens. das al/ein 
(sic) uns die Wirklichkeit in ihrer qualitativen Eigenart vorstellt. zugunsten 
eines Erklärungswissens. das bloß mit künstlichen Merkmalen. Indikatoren 
und Größen arbeitet. so daß die soziale Wirklichkeit. die im Kern aus den 
Beziehungen handelnder Menschen besteht. in eine Welt zuständlicher 
Merkmale verdinglicht wurde. die Merkmalsträgem anhaften. .. . Dabei 
öffnete die Sozialforschung der Willkür insofern Tür und Tor, als sie die nö-
tige Operationalisierung der Begriffe. die Auswahl der Verfahren und die 
Verarbeitung der Daten in einem unbekannten Maße einem jeweiligen Be-
lieben des Forschers anheimstellte, das in dem präsentierten Ergebnis nicht 
mehr faßbar ist. Ob die Sozialforschung nun die Wirklichkeit erfaßt. steht 
dahin; sicher ist nur. daß sie eine zweite Wirklichkeit von Merkmalen, Indi-
katoren und Größen produziert, die sie alsdann zu ihrem Objekt macht. 
Weil sie durch ihre Verfahren eine Welt künstlicher Gebilde erzeugt. stehen 
ihre Aussagen in einem grundsätzlich unbestimmten Verhältnis zur Wirk-
lichkeit. ~S2 
52 TENBRUCK, a.a.O., (Anm. 33),S. 205. 
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Die Verwendung spezifischer Forschungsmethoden zur Analyse von Wirk-
lichkeit ist ein Merkmal jeder Art von wissenschaftlicher Forschung, bei-
spielsweise auch der Geschichtswissenschaft oder der Philosophie. Durch 
den Einsatz dieser Erhebungsmethoden erfolgt unbestrittenermaßen eine 
Auswahl bestimmter Wirklichkeitssegmente und eine methodenspezifische 
Rekonstruktion von Wirklichkeit. S3 Aufgrund des begrenzten menschlichen 
Wahrnehmungsvermögens bleibt jede Auseinandersetzung mit Wirklichkeit 
notwendigerweise selektiv. Auch die wissenschaftliche Forschung bringt 
durch Auswahl und Abstraktion Ordnung in eine überkomplexe Welt. Diese 
Leistung ist völlig unabhängig vom Einsatz bestimmter Forschungstechni-
ken, sondern ein generelles Merkmal jeder wissenschaftlichen Vorgehens-
weise. Vor allem unterscheidet dies nicht das beschreibende vom erklären-
den Wissen: Die empirische Prüfung allgemeiner erklärender Theorien 
erfolgt durch eine Konfrontation der aus ihnen ableitbaren singulären 
deskriptiven Aussagen mit Beobachtungsdaten. Versuche, die in einer 
Erklärung enthaltenen theoretischen Konstrukte empirisch zu messen, kön-
nen tatsächlich die von TENBRUCK kritisierten Methodenartefakte produ-
zieren. Dieser Tatbestand hat aber nichts mit der Struktur von Erklärungen, 
sondern mit dem Unterschied zwischen der theoretischen Sprache und der 
Beobachtungssprache bzw. zwischen theoretischen Konstrukten und empi-
rischen Observablen zu tun. Derlei Probleme sind immer dann zu erwarten, 
wenn wissenschaftliche Aussagen theoretische Konstrukte enthalten, also 
bei der Sammlung des von TENBRUCK favorisierten deskriptiven Wissens 
ebenso wie bei der Prüfung der von ihm kritisierten nomologischen Theo-
rien. 
Im Gegensatz zu TENBRUCKs Behauptung treffen die empirischen Wis-
senschaften ihre Entscheidungen über den Einsatz von Methoden bzw. die 
Operationalisierung theoretischer Konstrukte keineswegs willkürlich. Sie 
bemühen sich intensiv darum, durch den kontrollierten Einsatz objektiver 
Methoden die intersubjektive Geltung von Aussagen sicherzustellen. Ob-
jektivität spricht POPPER nicht den Wissenschaftlern, sondern den von ih-
nen eingesetzten Methoden und der Einrichtung der kritischen Diskussion 
zu. S4 Gerade die Fortschritte auf dem Gebiet der Methodenlehre verbesser-
53 Vgl. hierzu z.B. BEm, Emilio: Die Hermeneutik als allgemeine Methode der Geisteswis· 
senschaften. 2. Auflage. Tübingen: Mohr und Siebeck, 1972, S. 13, der es als Aufgabe des 
Interpreten bezeichnet, .das fremde Gedankengut in sich nachzubilden und von innen her. 
als etwas Eigenwerdendes nachzuerzeugenc (Hervorh. OWG.) ; vgl. auch ausführlich 
BERGER, Peter L./LUCKMANN, Thomas: Die gesellschaftliche Konstruktion der Wuk· 
Iichkeit. Frankfurt: Fischer, 1969. 
54 VgI.POPPER, Sozialwissenschaften, a.a.O., (Anm. 47). S. 112f. 
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ten in den empirischen Wissenschaften die Möglichkeiten zur kritischen in-
tersubjektiven Diskussion. In keinem Bereich der Forschung schließen wis-
senschaftliche Konventionen beliebiges Vorgehen so weitgehend aus wie 
bei der Anwendung der Methoden der Datenerhebung und -analyse. Ein 
Vergleich der methodisch schlicht angelegten Arbeiten aus der Pionier-
phase der empirischen Politikwissenschaft mit neueren Publikationen do-
kumentiert deutlich die Berechtigung von EULAUs These: »The revolution 
in the behavioral sciences has been predominantly a technological revolu-
tion.«5S 
Kritiker der Anwendung naturwissenschaftlicher Methoden haben in erster 
Linie das sozialwissenschaftliehe Experiment im Blick. Es erscheint ihnen 
in der gesellschaftlichen Wirklichkeit undurchführbar. Zumindest führt es 
ihrer Meinung nach zu einer massiven Verfälschung der politischen Wirk-
lichkeit, weil es die untersuchten Tatbestände aus ihrem sozialen Kontext 
isoliere. S6 Abgesehen davon, daß POPPER bei seinem Plädoyer für die An-
wendung naturwissenschaftlicher Methoden in der Sozialwissenschaft eher 
das Verfahren der deduktiven Logik als einzelne Forschungstechniken im 
Blick hat, S7 basiert die Kritik am sozialwissenschaftlichen Experiment auf 
zwei falschen Voraussetzungen: Erstens spielt diese Methode der Datener-
hebung in der Forschungspraxis nur eine untergeordnete Rolle, und zwei-
tens laufen natur- und sozialwissenschaftliche Experimente nach demsel-
ben Prinzip ab: In bei den Fällen isoliert man die experimentell untersuch-
ten Sachverhalte aus ihrem natürlichen bzw. sozialen Kontext, um unter 
idealisierten Bedingungen die Wirkung bestimmter Stimuli testen zu kön-
nen. Nichts anderes geschieht im übrigen bei dem von Kritikern der empiri-
schen Methode akzeptierten Gedankenexperiment, bei dem im Vergleich 
mit dem Realexperiment lediglich der empirische Test fehlt. »Verfälschun-
gen« des Objekts - besser sollte man von einer Vereinfachung der struktu-
rellen Eigenschaften des Objektbereiches sprechen - treten bei jedem Expe-
riment auf. Sie schaffen häufig die Voraussetzung für das Entdecken struk-
tureller Zusammenhänge, die in Feldsituationen durch besondere Merk-
male der Situation verdeckt werden können. Kritikbedürftig erscheint mir 
weniger die Brauchbarkeit der experimentellen Methode in den Sozialwis-
senschaften, sondern eher ihre seltene Anwendung, etwa im Bereich der 
Einstellungs- und Verhaltensforschung. 
55 Vgl. EULAU, Persuasion, a.a.O., (Anm. 15), S.31. 
56 Vgl. SONTHEIMER, a.a.O. (Anm. 44), S. 260f: OBERNDÖRFER, a.a.O., (Anm. 19), S. 
151ff, bes. S. 161. 
57 Vgl. POPPER, Sozialwissenschaften, a.a.O., (Anm. 47), S. 105f: ders., objektive Erkennt-
nis, a.a.O., (Anm. 21), S.95ff. 
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Tatsächlich dominieren in der Forschungspraxis mit der Befragung und der 
Dokumentenanalyse Forschungstechniken, die in ähnlicher Form auch in 
der Geschichtswissenschaft eingesetzt werden, ohne daß traditionelle Poli-
tikwissenschaftler daran Anstoß nähmen. Mit dem Einsatz der genannten 
Erhebungstechniken verfolgen empirisch arbeitende Forscher das Ziel, 
Daten zu gewinnen, die sich mittels statistischer Verfahren analysieren las-
sen. Diese Daten sind vielfach mit denen der Geschichtswissenschaft iden-
tisch. 
Dem Einsatz statistischer Analysetechniken gelten weitere Vorbehalte. Ei-
nerseits schließt der qualitative Charakter sozialen Handeins und sozialer 
Beziehungen angeblich die Anwendung quantitativer Analyseverfahren aus. 
Anderseits sieht man ein Mißverhältnis zwischen dem mit der Anwendung 
quantitativer Methoden verbundenen Aufwand und ihrem Ertrag.58 Die 
Notwendigkeit, zwischen quantitativen und qualitativen Variablen zu unter-
scheiden, ist der empirischen Sozialwissenschaft durchaus vertraut. Sie be-
handelt politische Sachverhalte keineswegs unterschiedslos als quantitative 
Variable. Vielmehr fungiert das metrische Niveau der Daten als eines der 
wichtigsten Auswahlkriterien bei der Entscheidung über den Einsatz stati-
stischer Analyseverfahren. Zur Analyse quantitativer Daten (Haushaltsmit-
tel, Wählerstimmenzahlen oder -anteile, Truppenstärken) eignen sich be-
stimmte Verfahren, zur Analyse qualitativer Sachverhalte, z.B. der Vertei-
lung politischer Einstellungen oder Verhaltensweisen wurden andere Me-
thoden entwickelt. Die Anwendung statistischer Analyseverfahren bei der 
Auswertung qualitativer Daten basiert auf der Annahme, daß sich die be-
treffenden Eigenschaften klassifizieren und zählen lassen. Natürlich kann 
man darüber streiten, ob das Zählen der Häufigkeit individueller Verhal-
tensweisen oder Einstellungen einen Sinn hat; jedoch trifft das Argument. 
die besondere Beschaffenheit des Objektbereiches Gesellschaft schließe 
eine Anwendung statistischer Analyseverfahren aus, nicht zu. Mit der Ent-
wicklung multivariater Analyseverfahren für qualitative Daten wurde gerade 
für die sozialwissenschaftliche Forschung ein bedeutsamer methodischer 
Fortschritt erzielt. Es ist nunmehr möglich. komplexe Zusammenhänge 
zwischen qualitativen Variablen zu prüfen und auf diese Weise die Kontext-
abhängigkeit einzelner Tatbestände zu berücksichtigen. Der Einwand. die 
kausalwissenschaftliche Forschung sei zur Annahme monokausaler Bezie-
hungen gezwungen, wird damit gegenstandslos. Vermutlich beruht die Kri-
58 Vgl. TENBRUCK. a.3.0 .. (Anm. 33). S. 204f; SONTIIEIMER. 3.3.0 .. (Anm. 44). S. 
262f. 
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tik an der Anwendung quantitativer Analyseverfahren vielfach auf einer un-
zulänglichen Kenntnis der einschlägigen Sachverhalte. 
Die Berechtigung der Kritik an der Verhältnis mäßigkeit von Aufwand und 
Ertrag in der empirischen Forschung läßt sich nur schwer beurteilen. Wie 
bei der Frage nach der Relevanz von Forschungsproblemen sind letztlich 
subjektive Bewertungsmaßstäbe dafür ausschlaggebend, ob man ein For-
schungsergebnis als ertragreich ansieht. Mancher Forscher schätzt den 
Wert ideengeschichtlicher Arbeiten nicht besonders hoch ein, ein anderer 
dagegen macht derartige Vorbehalte gegen wahlsoziologische Studien gel-
tend. Von der Ertragsseite her läßt sich dies Problem nicht lösen. Aber 
auch eine sachgerechte Diskussion über den mit der empirischen For-
schung verbundenen Aufwand müßte erheblich differenzierter als üblich ge-
führt werden. Zunächst hätten die Kritiker offenzulegen, ob sie den mit der 
Datenerhebung oder der -auswertung verbundenen Aufwand für unangemes-
sen halten, auf welche Forschungstechniken sich ihre Einwände konkret 
beziehen und welche Art von Aufwand sie im einzelnen als unangemessen 
bewerten. Besondere zeitliche und finanzielle Kosten verursachen natürlich 
national repräsentative Umfragen. Andere Forschungsmethoden, wie die 
immer bedeutsamer werdende Sekundäranalyse oder die Dokumentenalyse, 
sind kostengünstiger anzuwenden. Allerdings steht nicht nur die empiri-
sche Politikwissenschaft bei der Datenbeschaffung vor derartigen Proble-
men. Der Erhebungsaufwand in typischen Geisteswissenschaften wie der 
Geschichtswissenschaft oder der Archäologie ist kaum geringer zu veran-
schlagen. Beim Vorliegen der benötigten Daten wirft die Anwendung stati-
stischer Auswertungsverfahren - die quantitative Analyse im engeren Sinne 
- keine besonderen Ressourcenprobleme auf. Sie wird vornehmlich von 
theoretischen Überlegungen und von den Methodenkenntnissen des For-
schers bestimmt. Auch hierin ist kein Spezifikum der empirischen For-
schung, sondern ein allgemeines Merkmal wissenschaftlichen Arbeitens 
bzw. jeder Art von professioneller Tätigkeit zu sehen. Niemand käme auf 
die Idee, einen Arzt oder einen Ingenieur dafür zu kritisieren, daß er sich 
die zur Ausübung seines Berufes benötigten Methodenkenntnisse aneignet. 
Zu Recht würde man eher den Verzicht darauf als mangelnde Professionali-
tät oder als Scharlatanerie bezeichnen. 
Darüber hinaus stellt sich natürlich die Frage nach den methodischen Al-
ternativen der traditionellen Politikwissenschaft; denn die Kritik an der 
Aufwands-Ertrags-Relation der empirischen Forschung überzeugt nur 
dann, wenn sich vergleichbare Ergebnisse mit weniger aufwendigen Metho-
den erzielen lassen. Bedauerlicherweise bleiben die Aussagen traditioneller 
Politikwissenschaftler über Methodenprobleme ausgesprochen dürftig, so-
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weit man mehr erwartet als Polemik gegen die empirische Forschung. Als 
Alternative zu den empirischen Forschungstechniken scheint man die 
,.Plausbilitätsanalyse- in Betracht zu ziehen.59 Sie dient dazu, unter Plausi-
bilitätsgesichtspunkten mögliche Folgen bestimmter Ereignisse abzuschät-
zen. Die empirischen Wissenschaften subsumieren diese Vorgehensweise 
unter den Begriff des Gedankenexperiments und weisen ihm die Aufgabe 
zu, die logische Beziehung zwischen Sätzen zu prüfen. So bedeutsam dies 
als Bestandteil des Forschungsprozesses auch ist, es kann die empirische 
Prüfung der betreffenden Annahmen nicht ersetzen. Vernünftigerweise 
käme niemand auf die Idee, sich bei der Analyse der Wirkung von Medika-
menten oder bei der Prüfung der Sicherheit von Kernkraftwerken auf Ge-
dankenexperimente oder Plausbilitätsüberlegungen zu verlassen. Durch 
Gedankenexperimente findet und strukturiert man Probleme und Hypo-
thesen, über die empirische Gültigkeit der betreffenden Annahmen ent-
scheidet dagegen ihre Übereinstimmung mit Beobachtungsdaten. Der 
Rückgriff auf Plausiblitätsstandards als Geltungskriterium wissenschaftli-
cher Aussagen verwechselt Vermutungen und Wissen. In der Wissen-
schaftsgeschichte gibt es zahlreiche Beispiele dafür, daß außerordentlich 
plausible Vermutungen falsch sein können.6o Die Tauglichkeit wissen-
schaftlicher Methoden bemißt sich daran, ob sie zu gültigen und zuverlässi-
gen Ergebnissen führen, auch wenn dies mit einem erheblichen methodi-
schen Aufwand verbunden ist. Gerade unter dem Gesichtspunkt einer spä-
teren praktischen Verwendung von Forschungsergebnissen erscheint eine 
möglichst strenge empirische Kontrolle unserer theoretisch noch so plau-
siblen Annahmen geradezu zwingend. 
Die Fundamentalkritik am Einsatz empirischer Methoden trägt wenig zur 
Lösung der Probleme bei, vor denen die empirische Forschung unbestreit-
bar steht. Dagegen könnte ein konstruktiver und sachbezogener kritischer 
Dialog zwischen verschiedenen politikwissenschaftlichen Schulen für alle 
Beteiligten einen beträchtlichen Ertrag bringen. Da die Wissenschaftsspra-
che überwiegend aus theoretischen Begriffen besteht, für die es keine un-
mittelbaren Entsprechungen in der Welt der Beobachtungstatsachen gibt, 
wirft die Messung sozialwissenschaftlicher Konstrukte erhebliche Schwie-
rigkeiten auf.61 Als besonders problematisch erweisen sich verläßliche und 
S9 Vgl. SCHÜIT-WETSCHKY in diesem Band; OBERNDÖRFER. a.a.O .. (Anm. 19). S. 
I 79ff. scheint hierfür den Begriff des .Vordenkens« zu verwenden. 
60 Vgl. hierzu auch POPPER. objektive Erkenntnis. a.a.O .. (Anm. 21). S. 74ff. 
61 Vgl. hierzu CARNAP. Rudolf: Theoretische Begriffe der Wissenschaft. in: ALBERT. 
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Hans u.a.: Forschungslogik der Sozialwissenschaften. Düsseldorf: Bertelsmann Universi-
tätsverlag. 1974. S. 47-91. 
gültige Messungen in der Einstellungsforschung. in der wir es definitions-
gemäß mit latenten Dispositionen wie der Parteiidentifikation. den Legiti-
mitätsüberzeugungen oder dem politischen Vertrauen zu tun haben. Diese 
Sachverhalte sind in der politischen Wirklichkeit nicht direkt beobachtbar. 
und ihre Messung ist nicht durch eine entsprechenden Theorie vorgegeben. 
Einige dieser Konstrukte wurden in der bisherigen empirischen Forschung 
ziemlich beliebig operationalisiert. bei anderen liegen einfache Messungen 
durch Zählen vor. Eine sachbezogene Debatte zwischen der traditionellen 
und der empirischen Politikwissenschaft, in die die traditionelle Politikwis-
senschaft die Aufarbeitung ideengeschichtlicher Traditionen einbrächte, 
könnte der empirischen Forschung bei der Klärung derartiger Sachverhalte 
helfen. Allerdings ist auch die Sprache der traditionellen Politikwissen-
schaft mit theoretischen Begriffen durchsetzt. Auch sie verfügt nicht über 
explizite, allgemein anerkannte Definitionen solcher Konzepte. Wenn sie 
den selbstgestellten Anspruch ernst nimmt, über erfahrbare Wirklichkeit in 
intersubjektiv nachvollziehbarer Weise zu informieren und praktische 
Handlungsanweisungen zu formulieren, steht auch die traditionelle Politik-
wissenschaft vor der Notwendigkeit, eine Entsprechung zwischen Theorie 
und Beobachtungsaussagen herzustellen. Dabei können ihr die Erfahrungen 
der empirischen Wissenschaft helfen. Das mit der sozialwissenschaftlichen 
Begriffsbildung verbundene Problem der Auswahl bestimmter Realitäts-
ausschnitte stellt sich nicht nur in der empirischen Forschung, sondern 
tritt bei jeder Auseinandersetzung mit Realität auf. 
Die empirischen Beobachtungsgrößen, für die sich die verhaltenswissen-
schaftliche Forschung interessiert. sind im Prinzip erfaßbar. wie unzuläng-
lich die Messungen im Einzelfall auch sein mögen. Das Desinteresse der 
Erfahrungswissenschaften an empirisch nicht beobachtbaren Sachverhalten 
kann man zwar kritisieren, doch ist dies im Hinblick auf die Ziele des Beha-
vioralismus nicht besonders ergiebig. Die Kritik traditioneller Politikwis-
senschaftler an den empirischen Methoden bleibt unfruchtbar, solange sie 
nicht nachweist, daß die empirischen Wissenschaften ihr selbstgestecktes 
Ziel, beobachtbare politische Sachverhalte zu beschreiben und zu erklären, 
mit Hilfe dieser Methoden nicht erreichen. Zu diesem Zweck wäre an kon-
kreten Beispielen aus der Forschungspraxis nachzuweisen, daß theoreti-
sche Konstrukte unzulänglich operationalisiert wurden, daß die Anwen-
dung standardisierter Befragungen, Dokumentenanalysen oder Experi-
mente bestimmte Wirklichkeitssegmente systematisch ausschließt und daß 
dies zu falschen Aussagen über die betreffenden Objektbereiche führt. Ein 
solches Unterfangen setzt natürlich eine intensive und detaillierte Beschäf-
tigung mit den kritisierten Konzepten voraus. Ziemlich unergiebig ist der 
91 
Nachweis. daß sich die empirischen Methoden nicht dazu eignen. die For-
schungsziele der traditionellen Politikwissenschaft zu realisieren. Dies ist 
zwar evident. aber kein überzeugender Einwand gegen deren Anwendung 
im Objektbereich der empirischen Wissenschaft. 
5. Zur Kritik am Wertfreiheitsprinzip und zur Notwendigkeit einer norma-
tiven Politikwissenschaft 
Zum Selbstverständnis der traditionellen Politikwissenschaft gehört unbe-
strittenermaßen das Recht. politische Sachverhalte nicht nur zu beschrei-
ben. sondern auch zu bewerten. Ihre Verfechter kreiden der empirischen 
Richtung die angebliche Abstinenz in Wertfragen als einen besonderen Ma-
kel an. Nach HENNIS hat »die doktrinäre Verabsolutierung der kausalwis-
senschaftlichen Forschungsmethode die Wissenschaft vom Menschen um 
ihre leitende Fragestellung gebracht. .., der Verlust eines verbindlichen 
Zieles. die Meinung. Wissenschaft und Unparteilichkeit seien das gleiche. 
[habe. OWG] den Niedergang der politischen Theorie bewirkt«.62 Der wert-
neutralen. angeblich praxisfernen Kausalwissenschaft stellt HENNIS das 
traditionelle. seiner Meinung nach allein angemessene. Verständnis der Po-
litikwissenschaft als praktischer Philosophie gegenüber. Sie -steht und rallt 
mit dem Anerkenntnis. daß das Fällen von Werturteilen. die Bestimmung 
des aufgegebenen Zieles menschlichen Handeins und Zusammenlebens. 
die Erörterung des )Staatszweckes( eine legitime wissenschaftliche Aufgabe 
ist«.63 
Damit erteilt HENNIS der wertfreien Politikwissenschaft eine Absage. Er 
sieht in ihrem Bedeutungsgewinn sogar die maßgebliche Ursache für den 
Verfall der politischen Theorie. Ihrer eigentlichen Bestimmung könne die 
Politikwissenschaft nur dann gerecht werden. wenn sie zu politischen 
Streitfragen wertend Stellung nehme. HENNIS geht es dabei nicht um das 
Recht des Wissenschaftlers. sich als Staatsbürger oder als Politikberater be-
wertend zu grundsätzlichen Problemen des politischen Zusammenlebens 
62 HENNIS. Die teleologische Orientierung, a.a.O., (Anm. 22), S. 56. 
63 Vgl. ebda .• (Hervorh. OWG). Auch SCHÜTI·WETSCHKY (in diesem Band) kann sich 
eine an praktischen Problemen orientierte Politikwissenschaft offenkundig nur als norma· 
tive Wissenschaft vorstellen. Vor allem sieht er einen Gegensatz zwischen einer theoreti-
schen und einer praktischen Wissenschaftskonzeption. 
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oder zu tages politischen Fragen zu äußern. Er bezeichnet die Erörterung 
des Staatszweckes und das Fällen von Werturteilen als legitime wissen-
schaftliche Aufgaben und votiert für ein normatives Wissenschaftsverständ-
nis, das Werturteilen den Status wissenschaftlich begründeter Aussagen ein-
räumt. Hieraus ergibt sich der Anspruch, über praktisch-politische Streit-
fragen mit wissenschaftlichem Geltungsanspruch zu entscheiden. Die Poli-
tikwissenschaft ist demnach in der Lage, wahrheits fähige Aussagen über 
die Frage zu machen, welche politischen Ziele richtig und welche falsch 
sind, wie politische Zielkonflikte gelöst werden müssen und welche Mittel 
zur Verwirklichung dieser Ziele einzusetzen sind. 
Mit dem Geltungsanspruch von Werturteilen als wissenschaftlichen Aussa-
gen ist die Kernfrage des Werturteilsstreits angesprochen. Während die em-
pirische Wissenschaft strikt zwischen (wissenschaftlichen) Tatsachen- und 
(nicht-wissenschaftlichen) Wertaussagen unterscheidet, behandeln norma-
tivorientierte Politikwissenschaftler diese beiden Klassen von Aussagen im 
Hinblick auf ihren Wissenschaftscharakter gleich. Da sie bei den Aussagety-
pen wissenschaftliche Geltung zusprechen, könnten sie eigentlich auf die 
für die empirische Wissenschaftslehre bedeutsame Differenzierung zwi-
schen empirischen und normativen Aussagen verzichten. Hätten die Wert-
urteile nämlich nicht den Status wissenschaftlicher Erkenntnisse, würde 
sich ihre Einführung in den wissenschaftlichen Aussagenzusammenhang 
erübrigen. Empirisch orientierte Politikwissenschaftler halten die Unter-
scheidung zwischen Wert- und Tatsachenurteilen dagegen deshalb für zwin-
gend, weil sie auf unterschiedlichen Geltungskriterien beruhen. Da das Ziel 
empirischer Wissenschaft in der Information über politische Sachverhalte 
besteht, haben normative Aussagen in ihrem Begründungszusammenhang 
keinen Platz - es sei denn als Gegenstand empirischer Analysen. Die Be-
deutsamkeit von Wertgesichtspunkten für die Auswahl von Forschungs-
problemen und die Pflicht des Wissenschaftlers, sich mit den gesellschaft-
lich-politischen Implikationen seiner Forschung zu beschäftigen und auf 
deren Verwendung Einfluß zu nehmen, sind unkontrovers und für die Dis-
kussion des Werturteilsproblems belanglos. POPPER beschreibt die Funk-
tion von Werturteilen im Entstehungs- und Verwendungszusammenhang 
von Theorien folgendermaßen: »Wir können dem Wissenschaftler nicht 
seine Parteilichkeit rauben, ohne ihm seine Menschlichkeit zu rauben. 
Ganz ähnlich können wir nicht seine Wertungen verbieten oder zerstören, 
ohne ihn als Menschen und als Wissenschaftler zu zerstören. Unsere Mo-
tive und unsere rein wissenschaftlichen Ideale, wie das Ideal der reinen 
Wahrheitssuche, sind zutiefst in außerwissenschaftlichen und zum Teil reli-
giösen Wertungen verankert. Der objektive und der wertfreie Wissenschaft-
93 
ler ist nicht der ideale Wissenschaftler. Ohne Leidenschaft geht es nicht, 
und schon gar nicht in der reinen Wissenschaft«.64 Die Kritik am Wertrelati-
vismus der empirischen Politikwissenschaft vermischt die wissenschaftsso-
ziologischen und -ethischen Probleme der individuellen Verantwortung des 
Wissenschaftlers und der gesellschaftlichen Verantwortung der Institution 
Wissenschaft mit der wissenschaftstheoretischen Frage der Geltungsstan-
dards wissenschaftlicher Aussagen. 
Die empirischen Wissenschaften verfolgen das Ziel, über politische Zusam-
menhänge zu informieren. Das hierfür angemessene Instrument ist die de-
skriptive Aussage, die im Hinblick auf ihre empirische Gültigkeit, ihre Ori-
ginalität, ihren Informationsgehalt usw. bewertet werden kann. Eine empi-
risch gültige Aussage wird aber dadurch nicht falsch, daß der von ihr be-
schriebene Sachverhalt den politischen Wertvorstellungen des Forschers 
widerspricht. Umgekehrt tritt ein politischer Zustand nicht deshalb ein, 
weil der Forscher ihn als wünschenswert betrachtet. Ein Werturteil vermit-
telt uns keinerlei Information über die Eigenschaften des bewerteten Sach-
verhaltes, sondern nur über die politischen Wertvorstellungen des For-
schers. Abgesehen davon, daß das Interesse der Gesellschaft an politischen 
Bekenntnissen dieser Art möglicherweise geringer ist, als Verfechter einer 
normativen Wissenschaft unterstellen, erhöht die Bewertung empirischer 
Befunde durch den Forscher keineswegs deren Praxisrelevanz. Die Mög-
lichkeit, der politischen Praxis Handlungsempfehlungen zu unterbreiten , 
ergibt sich aus der prognostischen und aus der technologischen Verwend-
barkeit empirisch bewährter Theorien,6S aber nicht aus den subjektiven 
Wertpräferenzen des Forschers. Empirisch bewährte Theorien lassen sich 
als Ziel-Mittel-Relationen darstellen und für die Lösung praktisch-politi-
scher Probleme nutzbar machen. Deshalb räumt die empirische Forschung 
der Grundlagenforschung den Vorrang vor der angewandten Forschung ein. 
Sie ist daran interessiert, der politischen Praxis Informationen über die in 
einer genau definierten Situation bestehenden Handlungs möglichkeiten zu 
liefern. Ihr Ehrgeiz richtet sich aber nicht darauf, mit den demokratisch le-
gitimierten Entscheidungsträgern um die Kompetenz für die Auswahl poli-
tischer Ziele zu konkurrieren,66 weil sich Aussagen über die Richtigkeit von 
64 POPPER. Sozialwissenschaft, a.a.O .. (Anm. 47), S. 114, Hervorhebung im Original. vgl. 
auch ALBERT. Hans: Wertfreiheit als methodisches Prinzip. Zur Frage der Notwendigkeit 
einer normativen Sozialwissenschaft. in: TOPITSCH. a.a.O .. (Anm. 21). S. 196· 225. S. 
206ff. 
65 Vgl. ebda .• sowie ALBERT. Wertfreiheit. a.a.O .• (Anm. 66). S.206ff .• ders .. Theorien. 
a.a.O .. (Anm. 13). S. 20ff; POPPER. Historizismus. a.a.O .• (Anm. 36). S. 47ff. 
66 Vgl. ALBERT. Hans: Theorie und Praxis. Max Weber und das Problem der Wertfreiheit 
und der Rationalität. in: ders.: Konstruktion und Kritik. Aufsätze zur Philosophie des kri-
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Zielen nicht aus empirischen Beschreibungen und Erklärungen ableiten las-
sen. Dies schließt weder eine kritische Analyse der logischen und empiri-
schen Kompatibilität zwischen einzelnen Zielen noch eine Prüfung von 
Ziel-Mittel-Relationen und schon gar nicht einen Dialog zwischen Politik-
wissenschaft und politischer Praxis aus. 
Im Gegensatz zu den Behauptungen SCHÜTI-WETSCHKYs hängt die 
Praxis relevanz der Politikwissenschaft nicht von der Verwendung normati-
ver Aussagen ab. Die von ihm aufgeführten Probleme einer »praxisorien-
tierten Politikwissenschaft« lassen sich nur deshalb nicht empirisch behan-
deln, weil er sie zu unspezifisch formuliert. Präzisiert man z.B. seine Frage: 
»Empfiehlt es sich, die Möglichkeit von Volksbegehren und Volksentscheid 
in das Grundgesetz aufzunehmen?~ im Hinblick auf die mit diesen Verände-
rungen angestrebten Ziele (z.B.: Erhöhung der Akzeptanz politischer Ent-
scheidungen, Stärkung der Identifikation mit dem politischen System, Mo-
bilisierung bislang inaktiver Bevölkerungsgruppen oder Vergrößerung der 
Durchsetzungschancen für bislang unberücksichtigte Themen), dann hat 
man empirisch bearbeitbare Probleme formuliert. Empfehlungen an die po-
litische Praxis lassen sich allerdings auch in diesen Fällen nur aus be-
währten Hypothesen über die politischen Folgen eines Einsatzes plebiszi-
tärer Einrichtungen ableiten. Fehlt diese theoretische Grundlage, dann sind 
die Empfehlungen rein subjektiv und können keine wissenschaftliche Gel-
tung beanspruchen. Der von SCHÜTT-WETSCHKY konstruierte Gegen-
satz zwischen einer theorie- und einer praxis- oder problemorientierten 
Wissenschaft existiert nicht, auch nicht in der traditionellen Politikwissen-
schaft.61 Wissenschaftlich begründete praktische Empfehlungen lassen sich 
nur aus bewährten Theorien gewinnen, wobei die Validitäts kriterien je nach 
Wissenschaftsverständnis unterschiedlich ausfallen. 
SCHÜTI-WETSCHKYs Behauptung, die empirische Politikwissenschaft 
bringe keine überzeugenden Argumente für den Verzicht auf Sollensaussa-
gen vor, geht in zweierlei Hinsicht fehl. Mit dem Hinweis auf die unter-
schiedliche Geltungsbasis kognitiver und normativer Aussagen liefert er 
selbst eine Begründung für den Verzicht einer empirischen Wissenschaft 
auf Sollensaussagen. In Anbetracht der Tatsache, daß der Wissenschafts-
charakter empirischer Aussagen unbestritten ist, steht nicht die Position 
unter Rechtfertigungszwang, die die Wissenschaft auf die Produktion empi-
tischen Rationalismus. Hamburg: HofTmann und Campe. 1972. S. 41-73. S. 57fT; ders .: 
Sozialwissenschaft und politische Praxis. Bemerkungen zu Lompes Analyse des Problems 
der wissenschaftlichen Beratung der Politik. ebda .. S. 94·123. bes. S. 118fT. 
67 Vgl. HENNIS. praktische Philosophie. a.a.O .. (Anm. 21). 
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rischer Aussagen begrenzt. sondern diejenige. die zusätzlich normativen 
Aussagen einen wissenschaftlichen Status einräumt. 
Für ihre Behandlung von Werturteilen bringen traditionelle Politikwissen-
schaftler ihrerseits überaus dürftige Argumente vor. Gefestigte moralische 
Überzeugungen. der Bezug auf Traditionen.68 Erfahrung oder Fachkompe-
tenz69 mögen einen Wissenschaftler als Gesprächspartner für politische 
Entscheidungsträger qualifizieren. doch haben diese Eigenschaften von 
Personen nichts mit der wissenschaftlichen Geltung der von ihnen präsen-
tierten Aussagen zu tun. Erfahrene Journalisten können mit der gleichen 
Begründung politische Beratungsfunktionen beanspruchen. SCHÜTT-
WETSCHKYs Hinweis auf die praktischen Leistungen der Medizin oder 
der Ingenieurwissenschaften beschreibt die Sachlage falsch: in bei den Fäl-
len haben wir es mit theoretisch und empirisch fundierten angewandten 
Wissenschaften zu tun. deren praktische Verwertbarkeit keineswegs auf 
Plausibilitätsanalysen oder der Lebenserfahrung von Ärzten oder Ingenieu-
ren beruht. sondern auf der Kenntnis empirischer Sachzusammenhänge und 
der Fähigkeit zum Einsatz wissenschaftlicher Methoden. Daß die Fach-
kompetenz mit der praktischen Erfahrung zunehmen kann. ist keineswegs 
zu bestreiten. doch stellt Erfahrung keinen Ersatz für professionelle Kom-
petenz dar. 
Hinter dem von HENNIS erhobenen Anspruch. mit wissenschaftlichem 
Wahrheitsanspruch über die Richtigkeit politischer Ziele zu entscheiden. 
bleiben die Vorstellungen anderer Verfechter der normativen Politikwissen-
schaft deutlich zurück. OBERNDÖRFERs Votum für eine »vordenkende« 
Rolle der Politikwissenschaft gegenüber der politischen Praxis enthält zahl-
reiche Argumente. denen sich auch erfahrungswissenschaftliehe Politikwis-
senschaftler anschließen können: Er erkennt ausdrücklich die unterschied-
lichen Funktionen von politischer Wissenschaft und politischer Praxis an. 
Der Politikwissenschaft weist er die Aufgabe zu. mit ihren spezifischen 
Mitteln Handlungsbedingungen. -möglichkeiten und -ziele zu analysieren. 
behält aber die Entscheidung über politische Streitfragen den demokratisch 
legitimierten Entscheidungsträgern vor. In der Verbesserung des Informa-
tionsaustauschs zwischen Politik und Wissenschaft. in den die Wissen-
schaft ihre spezifischen Erkenntnisleistungen einzubringen hat. sieht er 
68 Vgl. Diskussionsbeitrag von HENNIS. Wilhelm: Der wissenschaftliche und philosophi-
sche Umgang mit Politik. Diskussion. in: VON BEYME. Klaus/CZEMPIEL. Ernst-Duo. 
KIELMANSEGG. Peter Graf: Funk-Kolleg Politik. Bd. I. Frankfurt: Fischer. 1987. S. 
91f. 
69 Vgl. SCHÜIT-WETSCHKY in diesem Band. 
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eine Chance. die Qualität politischer Entscheidungen zu verbessern. 70 Aller-
dings drängt sich bei dieser Beschreibung der Beziehung zwischen Wissen-
schaft und Politik die Frage auf. was von der Konzeption einer normativen 
Politikwissenschaft noch übrig bleibt und welche spezifischen wissenschaft-
lichen Leistung sie bei der Behandlung von Wertfragen erbringt. Aussagen 
über die Realisierungsmöglichkeit von politischen Akteuren definierter 
Ziele. über mögliche Zielkontlikte oder über die wahrscheinlichen Folgen 
des Einsatzes bestimmter politischer Mittel macht auch die empirische Po-
litikwissenschaft auf rein kognitiver Basis. Eine wissenschaftliche Entschei-
dung über Zielprobleme. und damit die Kernforderung einer normativen 
Sozialwissenschaft. halten OBERNDÖRFER und SCHÜTI-WETSCHKY 
jedoch für problematisch. 
6. Der Ertrag der empirisch-verhaltenswissenschaftlichen Forschung für die 
Politikwissenschaft in der Bundesrepublik 
Auch wenn man von der Praktikabilität empirisch-verhaltenswissenschaftli-
cher Forschung überzeugt ist. hat man damit nicht zugleich brauchbare Ar-
gumente für einen verstärkten Rückgriff auf diesen Ansatz geliefert. Urteile 
über die Nützlichkeit von Forschungsstrategien sind natürlich mehr oder 
minder subjektiver Natur. doch lassen sich drei Argumente für einen Aus-
bau der empirischen Politikwissenschaft vorbringen: 
( 1) Die empirische Politikwissenschaft erschließt einen Objektbereich. 
für den sich die traditionelle Politikwissenschaft allenfalls begrenzt interes-
siert. der gleichzeitig aber eine wichtige Rolle im politischen Leben spielt: 
das individuelle politische Verhalten und die ihm zugrundeliegenden Ein-
stellungen. 
(2) Sie untersucht diesen Objektbereich im Hinblick auf wissenschaftli-
che Ziele. die sich von jenen der traditionellen Politikwissenschaft unter-
scheiden. gleichwohl aber in anderen Sozialwissenschaften. etwa der Psy-
chologie oder der Wirtschaftswissenschaft. erfolgreich verfolgt werden. 
Dieses Ziel besteht in der Formulierung einer empirisch bewährten Theorie 
70 Vg1 OBERNDÖRFER. a.a.O .• (Anm. 19), S. 181fT. 
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politischen Verhaltens. aus der sich Prognosen und Technologien für spezi-
fische Handlungssituationen ableiten lassen. 
(3) Sie verwendet bei ihren Analysen andere Forschungsmethoden. als 
sie in der traditionellen Politikwissenschaft gebräuchlich sind. 
Da die empirisch-verhaltens wissenschaftliche Politikwissenschaft andere 
Ziele verfolgt als die traditionelle Politikwissenschaft. stellt sich gar nicht 
<,He Frage. ob man eine traditionelle oder eine empirisch ausgerichtete Poli-
tikwissenschaft benötigt. Beide Ansätze eignen sich zur Lösung verschie-
denartiger wissenschaftlicher Probleme. sie stehen also zueinander in einer 
komplementären Beziehung. Auch ihre praktischen Leistungsmöglichkei-
ten scheinen auf unterschiedlichen Gebieten zu liegen. Die empirische Poli-
tikwissenschaft eignet sich als Grundlage einer Sozial technologie. deren 
Empfehlungen sich auf präzise definierte. sachlich begrenzte Probleme be-
ziehen. Die Leistungen der traditionellen Politikwissenschaft dagegen lie-
gen gerade nicht in dem Bereich. den SCHÜTT-WETSCHKY für sie rekla-
miert. sondern eher in ihrer Bedeutung als Bildungswissenschaft und als 
Kulturträger. Als technologische Wissenschaft und als Bildungswissen-
schaft erfüllt unser Fach eine wichtige gesellschaftliche Aufgabe. und es ist 
unsinnig. eine dieser beiden Konzeptionen als überlegen oder als überflüs-
sig darzustellen. 
Auf dem Gebiet der Wahlforschung erbrachte die empirische Politikwissen-
schaft den Nachweis. daß ihr Programm realisierbar ist und daß es Er-
kenntnisse liefert. die die traditionelle Forschung aufgrund anderer Ziele 
und Forschungsmethoden nicht erbringt und wohl auch nicht erbringen 
will. Dabei ist nicht an die Vorhersage von Wahlresultaten zu denken. die 
für die akademische Wahlforschung erheblich uninteressanter ist als für die 
Parteien und die Massenmedien. Das Interesse der Grundlagenforschung 
gilt vielmehr der Erklärung des individuellen Wahlverhaltens bzw. der Ver-
teilung von Wählerstimmen in einem Kollektiv. Diese Größen lassen sich 
durch die einschlägigen wahlsoziologischen Konstrukte (Sozialstruktur und 
politische Einstellungen) relativ genau bestimmen. Zwischenzeitlich liegen 
etliche Versuche vor. die beschriebenen empirischen Zusammenhänge mit-
tels soziologischer. ökonomischer oder psychologischer Theorien zu erklä-
ren. Diese Studien bedienen sich quantitativer Methoden bei der Erhebung 
und Analyse der Daten. Ihre Ergebnisse besitzen für die politische Praxis 
offenkundig Relevanz; denn die politischen Parteien setzen sie bei der Vor-
bereitung von Wahlkämpfen ein. Das in den letzten Jahren mehrfach artiku-
lierte Unbehagen an der Stagnation oder gar der theoretischen Malaise der 
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Wahlforschung ist sicherlich nicht als Aufforderung zur Rückkehr zur tradi-
tionellen Institutionenlehre zu verstehen, sondern als Plädoyer für eine 
konsequentere Nutzung der neueren statistischen Analyseverfahren, für 
eine Dynamisierung der Analysen und für die Berücksichtigung weiterer Er-
klärungsvariablen, z.B. des Einflusses der Massenmedien auf die Bildung 
verhaltensrelevanter Einstellungen. 71 
Daß in der Bundesrepublik nach wie vor eine Diskrepanz zwischen dem 
Anspruch der empirischen Politikwissenschaft und ihren tatsächlichen Lei-
stungen besteht, liegt weniger an Schwächen ihres methodisch-theoreti-
schen Konzeptes als an den institutionellen Rahmenbedingungen, unter de-
nen empirische Politikwissenschaft an bundes deutschen Universitäten be-
trieben werden muß - oder besser: weithin nicht betrieben werden kann. 
Mit einer stärkeren Institutionalisierung der empirischen Forschung wird 
die traditionelle Politikwissenschaft nicht überflüssig, aber sie kann auch 
die empirische Forschung nicht ersetzen. Die normative Politikwissen-
schaft interessiert sich für das, was sein soll, die empirische Politikwissen-
schaft für das, was ist und warum es so ist. 72 Normative Probleme lassen 
sich nur mit den Mitteln der normativen Wissenschaften lösen, empirische 
Probleme nur mit denen der empirischen Wissenschaft. Die Dogmatisie-
rung der Ziele und Methoden einer bestimmten wissenschaftlichen Schule 
ist schon deshalb unsinnig, weil sie an der Realität eines theoretisch und 
methodisch außerordentlich heterogenen Faches vorbeigeht. Diese Situa-
tion bietet die Chance für eine produktive Arbeitsteilung, wie sie bereits 
jetzt zwischen einzelnen wissenschaftlichen Disziplinen besteht, die sich 
mit demselben Objektbereich unter divergierenden Gesichtspunkten be-
schäftigen, etwa zwischen der Rechtswissenschaft und der Rechtssoziolo-
gie, der Naturphilosophie und der Physik, der Theologie und der Religions-
soziologie. Ein Dialog zwischen Vertretern dieser konkurrierenden Positio-
nen kann für beide Seiten fruchtbar sein. Allerdings setzt eine derartige 
Kooperation Sachbezogenheit, Fairneß, Toleranz und wechselseitigen Re-
spekt voraus, Merkmale, die für die methodologischen Kontroversen in un-
serem Fach bislang nicht gerade typisch waren. Statt einander die Existenz-
71 Vgl. etwa in diesem Sinne KAASE. a.a.O .. (Anm. 7). S. 142f; KÜCHLER. Manfred: Was 
leistet die empirische Wahlsoziologie ? Eine Bestandsaufnahme. ebda .. S. 145-168; 
MEYER. Gerd: Thesen zur Kritik der empirischen Wahlforschung in der Bundesrepublik 
Deutschland. ebda .• S. 169-194; ders.: Wahl· und Surveyforschung. in: von BEYME. Poil· 
tikwissenschaft. a.a.O .. (Anm. 6). S. 194-208. 
72 Vgl. ähnlich die Argumentation bei FALTER.liirgen W.: Der wissenschaftliche und philo· 
sophische Umgang mit Politik. Diskussion. in: VON BEYME. KJaus/CZEMPIEL. Ernst· 
Otto/K1ELMANSEGG. Peter Graf. a.3.0 .. (Anm. 68). S. 78. 
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berechtigung abzusprechen. Unwissenschaftlichkeit oder Politikferne vor-
zuwerfen. sollten Vertreter der traditionellen und der empirischen Politik-
wissenschaft zur Abwechslung einmal den Versuch unternehmen. von den 
Erkenntnissen der anderen Seite zu lernen und vor allem: deren Vorstellun-
gen in den Originalbeiträgen zur Kenntnis zu nehmen. 
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